

[image: Cover]



[image: Schattenblick Logo]

Inhaltsverzeichnis vom 15. Januar 2018


Liste der neuesten und tagesaktuellen Nachrichten ...
	Kommentare ... Interviews ... Reportagen ... Textbeiträge ...
	Dokumente ... Tips und Veranstaltungen ...


Impressum





REDAKTION - WOCHENDRUCKAUSGABE

RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


BUCH - FAKTEN

MESSE/626: Bildungsbereich der Leipziger Buchmesse mit neuem Format zu Politik und Medienbildung (Leipziger Buchmesse)


BÜRGER/GESELLSCHAFT - FAKTEN

MUMIA/864: Wieder Sorge um Mumia (jw)


BÜRGER/GESELLSCHAFT - REPORT

BERICHT/107: Naturbegriffe - die immer gleichen Absichten ... (SB)


DIENSTE - WETTER

AUSSICHTEN/8156: Und morgen, den 15. Januar 2018 (SB)


MEDIEN - ALTERNATIV-PRESSE

GLEICHHEIT/6541: Trumps Hetze gegen "Drecksländer" entlarvt überparteiliche Verschwörung gegen Einwanderer


NACHRICHTEN - MELDUNGEN

AUSLAND/8585: Aus aller Welt - 14.01.2018 (SB)

JUSTIZ/8585: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.01.2018 (SB)

MILITÄR/8581: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.01.2018 (SB)

POLITIK/8583: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.01.2018 (SB)

SONSTIGES/8582: Tragisches und Kurioses - 14.01.2018 (SB)

WISSENSCHAFT/7667: Aus Forschung und Technik - 14.01.2018 (SB)


NACHRICHTEN - VOM TAGE

AUSLAND/7680: Aus aller Welt - 14.01.2018 (SB)

GESUNDHEIT/7641: Medizin und Gesundheitswesen - 14.01.2018 (SB)

JUSTIZ/7668: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.01.2018 (SB)

KULTUR/7594: Sprache, Kunst und Medium - 14.01.2018 (SB)

MILITÄR/7658: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.01.2018 (SB)

POLITIK/7672: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.01.2018 (SB)

SONSTIGES/7644: Tragisches und Kurioses - 14.01.2018 (SB)

SOZIALES/7669: Arbeit, Soziales und Familie - 14.01.2018 (SB)

UMWELT/7652: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.01.2018 (SB)

WIRTSCHAFT/7657: Märkte und Finanzen - 14.01.2018 (SB)

WISSENSCHAFT/7675: Aus Forschung und Technik - 14.01.2018 (SB)


PARLAMENT - FAKTEN

PRESSEKONFERENZ/1590: Regierungspressekonferenz vom 12. Januar 2018 (BPA)


POLITIK - ERNÄHRUNG

FORSCHUNG/1109: Ankunft im ewigen Eis - EDEN-ISS-Gewächshaus erreicht die Antarktis (DLR)


POLITIK - FAKTEN

ASYL/1232: Die Ergebnisse der Sondierungsverhandlungen zwischen CDU und SPD sind ernüchternd (Flüchtlingsrat NI)

KULTUR/421: Ergebnisse der Sondierungsgespräche sind gute Grundlage für Koalitionsverhandlungen (Kulturrat)


POLITIK - REPORT

BERICHT/300: G20-Proteste - es fordert ein Grundsatzurteil ... (SB)


POLITIK - VERANSTALTUNGEN

TREFF/213: Bochum - "Die Sache mit der Türkei", Informationstag an der Evangelischen Hochschule am 16.1.


POLITIK - WIRTSCHAFT

GEWERKSCHAFT/1584: Bewertung der Sondierungsergebnisse (DGB)


SCHACH UND SPIELE - SCHACH

SCHACH-SPHINX/06445: Winzigkeit der Gladiatoren (SB)


TIERE - TIERSCHUTZ

MELDUNG/351: Niedersachsen - Kostenlose Kastration von Katzen soll Tierleid lindern (NDSML)







IMPRESSUM

Elektronische Zeitung Schattenblick

Diensteanbieter: MA-Verlag Helmut Barthel, e.K.

Verantwortlicher Ansprechpartner: Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Elektronische Postadresse: ma-verlag@gmx.de

Telefonnummer: 04837/90 26 98

Registergericht: Amtsgericht Pinneberg / HRA 1221 ME

Journalistisch-redaktionelle Verantwortung (V.i.S.d.P.): Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Inhaltlich Verantwortlicher gemäß § 10 Absatz 3 MDStV: Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

ISSN 2190-6963

Urheberschutz und Nutzung: Der Urheber räumt Ihnen ganz konkret das Nutzungsrecht ein, sich eine
private Kopie für persönliche Zwecke anzufertigen. Nicht berechtigt sind Sie dagegen, die Materialien
zu verändern und / oder weiter zu geben oder gar selbst zu veröffentlichen. Nachdruck und Wiedergabe,
auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages. Wenn nicht ausdrücklich anders vermerkt,
liegen die Urheberrechte für Bild und Text bei: Helmut Barthel

Haftung: Die Inhalte dieses Newsletters wurden sorgfältig geprüft und nach bestem Wissen erstellt.
Bei der Wiedergabe und Verarbeitung der publizierten Informationen können jedoch Fehler nie mit
hundertprozentiger Sicherheit ausgeschlossen werden.



[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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MESSE/626: Bildungsbereich der Leipziger Buchmesse mit neuem Format zu Politik und Medienbildung (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 11. Januar 2018

Wir wollen reden!

Bildungsbereich der Leipziger Buchmesse mit neuem Format zu Politik und
Medienbildung



Fokus Bildung mit umfangreichem Fortbildungsprogramm


Laut der aktuellen Shell-Jugendstudie sind 41 Prozent aller Jugendlichen an
Politik interessiert - eine äußerst positive Entwicklung. Denn 15 Jahre
zuvor waren es nur 30 Prozent. Das Vertrauen in große Institutionen und
etablierte Parteien ist dabei jedoch gering. 99 Prozent aller Jugendlichen
nutzen das Internet, sie sehen den Umgang von großen Unternehmen wie Google
und Facebook mit Daten aber schwierig. Das Fazit der Studie: Die Themen
Politik und Medienbildung haben für unseren Nachwuchs einen hohen
Stellenwert. Bei Themensetzung und Ansprache klafft jedoch eine große
Lücke. Die kommende Leipziger Buchmesse möchte diese gemeinsam mit Partnern
wie der Bundeszentrale für politische Bildung und der TINCON schließen und
präsentiert ein spannendes Veranstaltungsprogramm.

Facebook hat mehr User, als Staaten Einwohner haben. Algorithmen können
komplexe Aufgaben besser erledigen als jeder Mensch dieser Erde. Das Leben
verändert sich - und mit ihm auch das Miteinander? Dieser Frage haben sich
eine Gruppe Jugendlicher auf der Medienmesse TINCON, einem Jugendableger
der re:publika, gestellt und daraus die Grundrechte 2.0 entwickelt. Sie
beschreiben ein Miteinander in einer neuen Digitalen Welt. Einen Auszug
davon zeigt Mitentwickler Jonathan Funke auf der Leipziger Buchmesse und
freut sich auf eine spannende Fortschreibung der Grundrechte.

Nicht nur der Alltag, auch der Schulalltag verändert sich mit neuen Medien.
Wie könnten wir morgen lernen? Dieser Frage widmet sich das digitale
Lernlabor auf der Leipziger Buchmesse. Helliwood vom Förderverein für
Jugend und Sozialarbeit e.V. zeigt mit verschiedenen Schulklassen, wie ein
raum- und zeitunabhängiges Lernen funktionieren kann. Schulklassen können
sich dafür bis zum 9. Februar unter reinelt@helliwood.com anmelden. Am
Nachmittag sowie am Wochenende wird das Lernlabor zum Gesprächscafé.
Experten und Pädagogen diskutieren mit dem Publikum zum Thema "Lernen mit
digitalen Medien".

Sie ist mit 20 Jahren die jüngste Abgeordnete Deutschlands. Zur Leipziger
Buchmesse zeigt June Tomiak ihren Weg in den Deutschen Bundestag auf und
erklärt, warum wir mehr junge Menschen in den Parlamenten brauchen.

Ein einzigartiges Buchmesseprojekt verbindet in diesem Jahr Politik und
Literatur. Für den Democracy Slam werden Jugendliche gesucht, die am
Messedonnerstag und -freitag von Philosophy-Slammer Dominik Erhard den
Einstieg in diese besondere Literaturform lernen, Texte entwickeln und die
Performance üben. Am Samstag folgt der große Auftritt: 15 Uhr betreten die
Neu-Slammer die Bühne und zeigen ihre Sicht der Demokratie. Anmeldung und
weitere Infos unter kommunikation@bpb.de.

Das umfassende Programm zu Politik und Medienbildung gibt es ab sofort
unter:

www.leipziger-buchmesse.de/Bildung/Programmuebersicht

Neue Impulse: Fortbildung für Lehrer und Erzieher



Rund 30.000 Lehrer kommen jedes Jahr zur Buchmesse. Vor Ort erhalten sie
spannende Fortbildungsveranstaltungen. Am Messedonnerstag, den 15. März,
findet die Frühjahrstagung des Deutschen Lehrertags statt. Unter dem Titel
"Zeit für Veränderungen - Mehr Optimismus wagen" geht es um die Bedeutung
einer optimistischen Grundhaltung für den Berufsalltag. Erstmals gibt es
einen Schwerpunkt mit Angeboten speziell für Junglehrer. Einen Tag später,
am 16. März, geht es dann um die Jüngsten. Im Kita-Symposium diskutieren
Pädagogen, wie die Eingewöhnung in der Krippe, der Übergang zum
Kindergarten und der Einstieg in die Schule gelingen kann.

Am Messefreitag findet bereits zum vierten Mal der Musiklehrertag statt.
Aussteller der Leipziger Buchmesse zeigen ihre Neuheiten und wie sich diese
im Musikunterricht einbinden lassen. Das detaillierte Programm gibt es
unter: 

www.leipziger-buchmesse.de/Bildung/Programmuebersicht

Mit Auszeichnung ins Klassenzimmer: Leipziger Lesekompass


Der Markt für Kinder- und Jugendbücher ist unüberschaubar. Jährlich
erscheinen rund 9.000 neue Publikationen. Da fällt es schwer, die richtige
Auswahl zu finden. Der Leipziger Lesekompass der Stiftung Lesen und
Leipziger Buchmesse schafft hier Abhilfe. In drei Alterskategorien werden
zum siebten Mal je 10 Bücher mit dem Siegel ausgezeichnet. Die
Preisverleihung findet am 15. März, 10.30 Uhr in Halle 2 (A401) statt. Im
Nachgang werden die Bücher dann während der gesamten Messelaufzeit in einer
Ausstellung gezeigt. Für die Einbindung in den Schulunterricht stellt die
Stiftung Lesen im Nachgang Lehrmaterialien zusammen. Sie zeigen, wie man
die Bücher im Unterricht einbinden und so den Zugang zum Lesen schaffen
kann. Alle Infos unter: 

www.leipziger-buchmesse.de/lesekompass

Tickets und Öffnungszeiten



Die Leipziger Buchmesse findet vom 15. bis 18. März auf der Leipziger Messe
statt. Lehrer, Erzieher und Pädagogen können Fachbesuchertickets erwerben.
Dafür müssen sie sich zwischen dem 11. Januar bis 14. März unter
www.leipziger-buchmesse.de/ticket registrieren. Damit erhalten sie
vergünstigten Eintritt sowie Zugang zu Fachzentren und dem umfangreichen
Programm von Fokus Bildung.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 23. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet:

http://www.leipziger-messe.de

Die Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

https://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Januar 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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MUMIA/864: Wieder Sorge um Mumia (jw)


junge Welt - Die Tageszeitung - Ausgabe vom 08.01.2018

Wieder Sorge um Mumia

Politischer Gefangener in den USA wird nach wie vor nicht angemessen
medizinisch betreut

Von Jürgen Heiser



Es dürfte die kritische Öffentlichkeit wenig überraschen, dass sich die
gesundheitliche Situation des US-Journalisten und politischen Gefangenen
Mumia Abu-Jamal wieder verschlechtert hat. Das Aufatmen nach Abu-Jamals
Mitteilung im Sommer vergangenen Jahres, die medizinische Behandlung seiner
Hepatitis-C-Infektion sei erfolgreich gewesen, konnte nicht darüber
hinwegtäuschen, dass 36 Jahre Haft - davon 30 in der Isolation einer
Todeszelle - und die mehrere Jahre nicht behandelte Hepatitis C sowie der
von der Gefängnisbehörde ebensolange ignorierte Diabetes nicht spurlos an
Abu-Jamal vorübergegangen sein können.

Das US-Bündnis »Mobilization 4 Mumia« hatte Ende Dezember erklärt,
Abu-Jamal leide zunehmend unter einer chronischen Hauterkrankung, die ihm
schon seit Jahren zusetze. In einem aktuellen Aufruf zitierte das Bündnis
nun Abu-Jamals Frau Wadiya, die von ihrem letzten Besuch im
Mahanoy-Gefängnis in Frackville (Pennsylvania) die Worte ihres Mannes
übermittelte, er könne diese Qual »nicht länger ertragen«. Er leide »am
ganzen Körper unter starkem Juckreiz«. Die erst auf Druck seiner Anwälte
und der internationalen Solidaritätsbewegung durchgesetzte
Hepatitis-C-Behandlung habe ihn zwar von dem tückischen Infekt geheilt,
jedoch keinerlei Verbesserung bei der Hauterkrankung gebracht. Zudem sei
Abu-Jamal sehr besorgt wegen der Leberzirrhose, die nach Einschätzung
seines externen Vertrauensarztes Dr. Harris Folge der jahrelangen
Nichtbehandlung der Hepatitis C ist.

Auch andere Besucher machten öffentlich bekannt, Abu-Jamal leide durch den
»penetranten und unerbittlichen Juckreiz« unter Schlafentzug. Sein
Allgemeinzustand verschlechtere sich zusehends. »Rücken, Brust und Arme
sind schorfig und hart wie die Haut eines Alligators«, so das Bündnis in
einem auf Prison Radio veröffentlichten Aufruf an die
Solidaritätsbewegung, durch Anrufe bei den verantwortlichen 
US-Institutionen die Forderung nach sofortiger und angemessener Behandlung zu
unterstützen (kurzlink.de/mumiasoli). Wie es im Aufruf weiter heißt, hatte
der Anstaltsarzt Abu-Jamal im vergangenen Jahr nur telefonisch zu seinen
Beschwerden befragt, statt ihn zu untersuchen und sich selbst ein Bild der
Erkrankung zu machen. Nach der Ferndiagnose hielt es der Knastmediziner
auch nicht für notwendig, den Gefangenen an einen Dermatologen oder andere
Fachärzte zu überweisen. Er ordnete lediglich Bestrahlungen mit
ultraviolettem Licht und die Verabreichung des Medikaments Dupixent an, das
gegen nicht näher zuzuordnende sogenannte atopische Ekzeme eingesetzt wird.
Die vom Gefangenen selbst durchzuführende und ärztlicherseits nicht weiter
kontrollierte UV-Bestrahlung brach Abu-Jamal schon bald wieder ab, da sie
das Ekzem nicht linderte, sondern im Gegenteil noch Hautverbrennungen
bewirkte.

Mumia Abu-Jamal verlangt nun, von einem unabhängigen Arzt untersucht und in
eine externe Klinik verlegt zu werden. In Frage käme das Geisinger Medical
Center (GMC) im nahegelegenen Danville, in das er 2015 nach seinem
Diabetesschock als Notfall eingeliefert worden war. Anders als in der von
einer Privatfirma betriebenen Krankenabteilung des Mahanoy-Gefängnisses,
die keinem Häftling eine angemessene medizinische Versorgung garantieren
könne, sei das GMC in der Lage, alle erforderlichen Diagnosen
durchzuführen, heißt es in der Stellungnahme von »Mobilization 4 Mumia«.
Nur so könnten nach gründlicher Voruntersuchung eine weniger gefährliche
Schmalband-UV-Bestrahlung und eine Medikamentengabe unter ständiger
klinischer Kontrolle durchgeführt werden.

Wie Prison Radio betonte, könne Abu-Jamals wirkliche Heilung
letztlich nur außerhalb des Gefängnisses erzielt werden. Seine sofortige
Haftentlassung sei allein schon aus humanitären Gründen geboten. Ob es
tatsächlich Hoffnungen gibt, die Freilassung durch Aufhebung des
Unrechtsurteils von 1982 juristisch zu erreichen, wird eine gerichtliche
Anhörung am 17. Januar in Philadelphia zeigen. Abu-Jamals Unterstützer
mobilisieren dafür, größtmögliche Öffentlichkeit herzustellen und »den
Gerichtssaal vollzupacken«.



 Mumia Abu-Jamal ist regelmäßiger Gast der von junge Welt jährlich
 im Januar veranstalteten Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz.
 Leider konnte der Journalist noch nie persönlich in Berlin auftreten,
 doch seine meist als Audiobotschaften übermittelten Statements sind
 regelmäßig ein Höhepunkt der Konferenzen. Auch in diesem Jahr erwarten
 wir seinen Beitrag zum Thema »Schwarzer Widerstand im neuen Jahrhundert«.
 Die XXIII. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz findet statt am
 kommenden Sonnabend im Mercure-Hotel MOA, Stephanstr. 41, 10559 Berlin.
 Weitere Informationen unter: 

 www.rosa-luxemburg-konferenz.de 

 (jW)



https://www.jungewelt.de/artikel/324848.wieder-sorge-um-mumia.html

 * 

Quelle:

junge Welt vom 08.01.2018, Seite 6

mit freundlicher Genehmigung des Autors und der Redaktion

Überregionale Tageszeitung junge Welt

Torstraße 6, 10119 Berlin

Telefon: 030/53 63 55-0; Fax: 030/53 63 55-44

E-Mail: redaktion@jungewelt.de

Internet: www.jungewelt.de

 

Einzelausgabe: 1,60 Euro (Wochenendausgabe 2,00 Euro)

Abonnement Inland: monatlich 37,90 Euro

Sozialabo: monatlich 27,90 Euro

Solidaritätsabo: monatlich 47,90 Euro
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BERICHT/107: Naturbegriffe - die immer gleichen Absichten ... (SB)


Die Eroberung des Landes durch einen europäischen Staat oder auch nur die
Ansiedlung einiger europäischer Handelskolonien in diesen Ländern hat sehr bald
zur Folge eine gewaltsame Abschaffung des Gemeineigentums an Grund und Boden,
die Zerteilung und Zerstückelung des Grundeigentums in Privateigentum, die
Wegnahme der Viehherden, die Umkrempelung sämtlicher hergebrachter Verhältnisse
der Gesellschaft, nur daß das Resultat dabei meistens nicht, wie wir angenommen 
haben, die Verwandlung der kommunistischen Gemeinde in eine Gesellschaft freier
Privatproduzenten mit Warenaustausch ist. Denn das aufgelöste Gemeineigentum
wird nicht zum Privateigentum der Eingeborenen, sondern zum gestohlenen und
geraubten Gut der europäischen Eindringlinge gemacht, und die Eingeborenen
selbst, die ihrer alten Existenzformen und Existenzmittel beraubt sind, werden
entweder zu Lohnsklaven oder einfach zu Sklaven der europäischen Kaufleute
gemacht oder aber, wo beides nicht angängig - direkt ausgerottet.
 
Rosa Luxemburg - Einführung in die Nationalökonomie, 1916 [1]



Auch hundert Jahre nach der Hochzeit des europäischen Kolonialismus ist das
Verhältnis zwischen den Kernstaaten der kapitalistischen Welt und der Peripherie
des Globalen Südens von Gewaltverhältnissen bestimmt, die alle Merkmale einer
brutalen Ausbeutungs- und Aneignungsökonomie aufweisen. Kolonialismus und
Imperialismus haben zwar ein freundlicheres Gesicht aufgesetzt, das die blutigen
Folgen des globalen sozialen Krieges als unbeabsichtigte, leider notgedrungen in
Kauf zu nehmende Folgewirkungen seiner Akkumulationsdynamik darstellt. Doch am
unteren Ende, wo den anwachsenden Unwerten schuldengetriebener Verfügungsgewalt
das nie zureichende Minimum materieller Wertproduktion zugrundegelegt werden
soll, werden Mensch und Natur auf eine Weise zu bloßen Objekten geldvermittelter
Tauschprozesse gemacht, die nichts vom Schrecken kolonialistische Raubzüge
verloren haben.

Erstreckte sich die Ausweitung kapitalistischer Eigentums- und
Produktionsverhältnisse damals über die klassengesellschaftliche Formation
hinaus auf ein territorial für diese Aneigungsformen noch nicht erschlossenes
Außen, wie Rosa Luxemburg im Anschluß an Karl Marx beschrieb, so unterwirft die
von ihr als permanent diagnostizierte ursprüngliche Akkumulation heute fast alle
Gesellschaften dem Diktat alter wie neuer Eigentumstitel,
Privatisierungsprozesse und Verwertungstechniken. Während die Aneignung
nichtkapitalistischer Produktionsmittel in der Theorie der Neuen Landnahme
bislang nicht in Lohnarbeit verwandelte und zumeist von Frauen verrichtete
Tätigkeiten in Haus und Familie betrifft, richten sich die Strategien
extraktivistischer Rohstoffproduktion oder agroindustrieller Landnahme gegen
sozial unterprivilegierte Minderheiten, bei denen es sich häufig um ohnehin
ausgegrenzte indigene Bevölkerungen handelt.

Die Vertreibung indigener Bevölkerungen vom Boden ihres Lebenserhaltes und die
Verwandlung ihrer Arbeitskraft in eine frei verfügbare Ware findet heute
allerdings in einer Verwertungskrise statt, aufgrund derer sich der Kapitalismus
nicht mehr durch die Ausbeutung von Arbeit reproduzieren, also auch keine neuen
Arbeitskräfte zu einem Lohn, der die Erfüllung aller elementaren Bedürfnisse
garantierte, aufnehmen kann. Wie Ureinwohner in aller Welt zugunsten
nationalökonomisch bedeutender Rohstofferträge entrechtet und mit höchst
destruktiven Umweltschäden konfrontiert werden, stand im Mittelpunkt der
Anklagen, die auf dem International Rights of Nature Tribunal am 7. und 8. 
November in Bonn erhoben wurden.
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Der Kampf der WasserschützerInnen in Standing Rock

Dabei spielt die gewaltsame Durchsetzung des herrschenden Eigentumsrechts eine
zentrale Rolle, wie der Kampf der Standing Rock Sioux gegen den Bau einer
unterirdischen Ölpipeline zeigt, die die Trinkbarkeit ihres Wassers und die
spirituelle Integrität ihres Landes bedroht. Neben zwei weiteren Fällen, die
nordeuropäische Sami und eine indigene Gemeinschaft in der Russischen Föderation
betrafen, ging es im Komplex "VerteidigerInnen von Mutter Erde" um die
Verletzung indigener Rechte und der Rechte der Natur beim Bau der Dakota Access
Pipeline (DAPL). Dieser Streit wurde im Februar 2017 durch ein Dekret des
amtierenden US-Präsidenten Donald Trump allen Einwänden rechtlicher und
ökologischer Art zum Trotz zugunsten des Pipelinebetreibers Energy Transfer
Partners (ETP) entschieden.

Für die dagegen vorgehenden indigenen AktivistInnen wie ihre UnterstützerInnen
ist der Kampf auch deshalb nicht beendet, weil sie nun mit Strafprozessen
überzogen werden, die ihren Widerstand auch noch im Nachhinein delegitimieren
sollen. Dabei wurde der Bau der Pipeline mit derart massiver Gewalt staatlicher
Exekutivorgane und privater Sicherheitsfirmen durchgesetzt, daß die Bekämpfung
eines Teils der US-Bevölkerung durch die eigene Regierung alle Anzeichen eines
inneren Kolonialismus aufwies. Von nichts anderem gehen Native Americans
allerdings auch in der alltäglichen Benachteiligung aus, blicken sie doch auf
eine Geschichte der Enteignung und Unterwerfung zurück, die den Anspruch auf
Gerechtigkeit schon dadurch konterkariert, daß von den 400 Verträgen, die
zwischen ihnen und den Vereinigten Staaten abgeschlossen wurden, nicht einer
gehalten wurde.
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Wurde den Anwesenden im LVR LandesMuseum mit der Schilderung der schwerwiegenden
Schäden, die das Öl aus Fracking- und Tar Sands-Produktion und Bau wie Betrieb
der zu seinem Transport errichteten Pipelines anrichten, eindringlich vor Augen
geführt, welche Zerstörungskraft der fossilen Rohstoffproduktion von vornherein
innewohnt, so illustriert das Ausmaß der gegen den friedlichen Protest in
Standing Rock gerichteten Gewalt die Unversöhnlichkeit einer Gesellschaft, die
den beliebigen Verbrauch natürlicher Ressourcen und die Externalisierung der
dabei anfallenden sozialökologischen Kosten als eine Art exklusives Privileg der
Dazugehörigen zu verstehen scheint.

Nicht zu den selbsterklärten Nutznießern der Renten- und Ressourcenökonomie
US-amerikanischer Prägung gehören Menschen wie Dallas Goldtooth, der ausführlich
über den destruktiven Charakter der DAPL berichtete, und Kandi Mossett, die eine
hochemotionale Rede über die gegen sie gerichtete Repression hielt. Beide
AktivistInnen sind im Indigenous Environmental Network (IEN) organisiert, das
mit einer Delegation bei dem Rights of Nature Tribunal sowie verschiedenen
Treffen und Veranstaltungen während des COP 23 in Bonn vertreten war.

Die über vier Bundesstaaten unterirdisch verlaufende, fast 1900 Kilometer lange
Dakota Access Pipeline hat eine Transportkapazität von fast 600.000 Barrel
täglich. Die davon ausgehende Gefahr für Mensch und Natur ist durch die
Leckagen, die bislang alle Pipelines hatten, gut belegt. Wenn eine solche
Pipeline kurz vor Eintreffen des Missouri an der Standing Rock Reservation unter
dem Flußbett hindurchgeleitet werden soll, sind die Bedenken der betroffenen
Sioux nicht nur angesichts ihrer besonderen spirituellen Verbindung zu Wasser
und Land mehr als nachvollziehbar.

Eine solche Pipeline zu bauen bedarf in den USA, sofern keine internationale
Grenze überschritten wird, keiner Genehmigung durch die Bundesregierung. Die
jeweilige Erlaubnis der Gliedstaaten wie in diesem Fall North Dakota einzuholen
ist für die großen Akteure im Öl- und Gasgeschäft ein geringes Problem, zudem
bei solchen Bauvorhaben keine öffentlichen Erörterungen vorgeschrieben sind. 
Zwar wurde in den letzten Monaten der Amtszeit Präsident Obamas aufgrund der
Proteste die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (Environmental
Impact Assessment - EIA) eingeleitet, doch das damit beauftragte Army Corps of
Engineers verzichtete darauf, nachdem es von seinem Nachfolger Trump dazu
ermächtigt wurde. Überprüfungen dieser Art werden schon bei kleinen Bauvorhaben
geltend gemacht, aber für ein Megaprojekt der fossilen Industrie könnten die
regulatorischen Hürden kaum niedriger sein.

Monatelang ununterbrochen unter Beobachtung der Polizei, die permanente Präsenz
ihrer Hubschrauber am Himmel, Angriffe mit Hunden, Wasserwerfern bei
Minustemperaturen, mit Pfefferspray, Blendgranaten und Hartgummigeschossen - in
der Sprache der Behörden "less than lethal" (noch nicht tödlich) - lautete die
unmißverständliche Antwort des Staates auf den Protest friedlicher Menschen, die
Land und Wasser, Kultur und Tradition verteidigen wollten. Einige von ihnen verloren
Gliedmaße durch explodierende Schockgranaten oder Augen durch gezielt ins
Gesicht geschossene Hartgummimunition.
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Während der Proteste, so Dallas Goldtooth, wurde im Bett der geplanten Pipeline
eine alte Grabstätte entdeckt. Der darüber informierte Staat North Dakota sollte
den Ort untersuchen, um die Erkenntnisse der Archäologen und Stammeshistoriker
zu bestätigen. Weil dessen Emissäre aber erst nach zwei Tagen an den Ort kamen,
hatte Dakota Access LLC, das mit dem Bau beauftragte Subunternehmen des
Pipelinebetreibers ETP, den Ort bereits mit Bulldozern so sehr zerstört, daß es
nichts mehr zu untersuchen gab.

Der Staat North Dakota war ohnehin auf der Seite der Ölindustrie positioniert. 
So wurde die wichtigste Straße in die Standing Rock Reservation sechs Monate
lang blockiert. Dadurch war die wichtigste Einkommensquelle des Stammes, das
Casino, so schwer zu erreichen, daß kaum noch Kunden kamen. Aus seinen
Einkünften werden die Sozialleistungen der Mitglieder des Stammes entnommen,
daher ist der Verdacht, mit der Blockade sollte Druck auf die Bevölkerung der
Reservation ausgeübt werden, nicht von der Hand zu weisen. Zudem wurden alle
medizinischen Notfalldienste durch die Maßnahme behindert, dauerte die zuvor
20minütige Fahrt zum Krankenhaus nun doch anderthalb bis zwei Stunden.

Fast 800 WasserschützerInnen wurden verhaftet. Dabei war die ihnen auch aus
Kreisen der weißen Mehrheitsgesellschaft gewährte Unterstützung so groß, daß das
Protestcamp Oceti Sakowin bisweilen zur zehntgrößten Stadt North Dakotas
anwuchs. In Standing Rock fand die größte Solidarisierung unter und mit
Indigenen statt, an die sich die meisten Menschen überhaupt erinnern können. 
Stammesdelegationen aus Nord- und Lateinamerika wie Afrika als auch der
nordeuropäischen Sami reisten in die Reservation und tauschten sich
untereinander aus, denn der indigene Kampf ums Wasser findet an vielen Orten der
Welt statt.
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Kein Ende der Demütigung indigener Menschen in Sicht

Kandi Mossett, mit indigenem Namen "Adlerfrau", stellte sich als Mitglied der
Mandan-Hidatsa-Arikara Nations vor. Diese Stämme leben in der Extraktionszone,
in der das Öl, das durch die Pipeline fließt, per Fracking gefördert wird. Sie
erinnerte daran, daß das Leben in den fünf Reservationen North Dakotas auch vor
dem Bau der DAPL durch staatliche Eingriffe in die Natur stark beeinträchtigt
wurde. So wurde der Missouri 1944 im Rahmen des Flood Control Acts, auch bekannt
als das Pick-Sloan Missouri Basin Program, mit fünf großen Dämmen aufgestaut. 
Diese befanden sich jeweils unterhalb einer Reservation und überfluteten deren
Gelände. Damit wurde den bereits weitreichend enteigneten Stämmen nicht nur noch
mehr ihres ursprünglich vertraglich zugesicherten Bodens genommen, sondern auch
ihre ökonomische Grundlage, der für den Anbau von Feldfrüchten genutzte
Ackerboden, zerstört.

Die Reservation Fort Berthold, aus der Kandi Mossett stammt, war ursprünglich
49.000 Quadratkilometer groß und wurde durch diverse Maßnahmen auf weniger als
4000 Quadratkilometer reduziert. Die Stämme der Mandan, Hidatsa und Arikara, die
seit vielen Jahrhunderten in der Region leben, waren bereits 1860 gegen ihren
Willen umgesiedelt worden. Der dagegen geleistete Widerstand wurde blutig
niedergeschlagen, ganze Dörfer wurden dem Erdboden gleichgemacht, und dort, wo
sie einst standen, befinden sich nurmehr die Grabstätten der dabei umgebrachten
Menschen. Das alles fand statt, bevor die Pipeline gebaut und Wasser, Boden und
Luft durch das Fracking im Bakken-Ölfeld in North Dakota vergiftet wurde.

Gefrackt wird seit 2006. Anfangs wurde das dabei geförderte Gas abgefackelt,
anstatt es zu nutzen, was die Kinder der dort lebenden Stämme mit der Zerstörung
ihrer Gesundheit bezahlten. Das Fracking verursachte zudem erhebliche
Quecksilberkontaminationen in den Flüssen und Seen North Dakotas. Hinzu kam die
Belastung durch den Transport des Öls über Land per Zug und LKW, was immer
wieder zu Unfällen mit der Folge umfassender Ölkontamination führte. Doch die
Ölindustrie zerstörte die indigenen Gemeinschaften nicht nur auf ökologische,
sondern auch soziale Art und Weise, so Kandi Mossett. Massiv anwachsende
Prostitution und Gewaltverbrechen, viele Vergewaltigungen zum Teil
minderjähriger Frauen, Drogendelikte und Alkoholismus waren die Symptome einer
sozialen Malaise, die schon ein Jahrzehnt vor dem Bau der Pipeline um sich
griff.
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Seit 2014 haben die Standing Rock Sioux vergeblich Einwände gegen den Bau der
DAPL geltend gemacht. 2016 schließlich wurde des Nachts mit dem Bau begonnen,
nachdem die Route in ihrem ursprünglich geplanten Verlauf von der Hauptstadt
Bismarck, zu 93 Prozent von Weißen bewohnt, weg in Richtung Reservat verlegt
worden war. Dort wollte man die Pipeline nicht, weil befürchtet wurde, daß sie
das Grundwasser der Stadt durch die zu erwartenden Leckagen vergiften könnte. 
Erst danach wurde sie in unmittelbare Nähe der Standing Rock Reservation
verlegt, was der ehemalige Mitstreiter Martin Luther Kings, Jesse Jackson, bei
einem Besuch dort als eklatanten Fall von "ökologischem Rassismus" bezeichnete.

Es seien die Frauen gewesen, die im Sommer 2016 als erste die Zäune niederrissen
und über die Felder liefen, um die Maschinen der Pipelinebauer zu besetzen,
erzählt Kandi Mossett und stößt einen traditionellen Kriegsruf aus. Innerhalb
von zwei Tagen kamen 200 UnterstützerInnen in die entlegene Region. In dem von
riesigen Komplexen der agroindustriellen Landwirtschaft und Rinderzucht
bestimmten Mittleren Westen der USA kommen sich die 750.000 Einwohner eines
Staates wie North Dakota, dessen Fläche halb so groß ist wie die Bundesrepublik,
normalerweise kaum in die Quere. Von daher haben einige hundert Menschen, die
sich einer administrativen Maßnahme in den Weg stellen, ein ganz anderes Gewicht
als in einem urbanen Zentrum. Viel Aufsehen erregte daher auch der Protest der
Sioux in Bismarck, wo sie mit Bannerdrops von Brücken und einer Kanuaktion mit
Kindern gegen die Vergewaltigung ihres Landes demonstrierten. 

Im Oktober 2016 wurde das erste Widerstandscamp gewaltsam geräumt, und alle
Versuche, den bewaffneten, paramilitärischen Kräften der Nationalgarden und
Polizeikräfte aus sieben Bundesstaaten mit friedlichen Mitteln entgegenzutreten,
konnten den fortschreitenden Bau der Pipeline nicht aufhalten. Auch Kandi
Mossett berichtet über die schweren Verletzungen, die durch den Beschuß mit
Hartgummigeschossen in den Bauch, ins Gesicht und in den Rücken entstanden. Der
Staat setzte sein ganze Arsenal aus gepanzerten Fahrzeugen, Räumungsgerät,
Hubschraubern, Überwachungssystemen, angeblich "nichttödlichen" wie scharfen
Waffen ein, um die WasserschützerInnen daran zu hindern, Heilungszeremonien
durchzuführen oder andere Formen des zivilen Widerstands auszuüben. Um die
Dokumentierung der Polizeigewalt durch Drohnen zu verhindern, wurde eine
No-Fly-Zone eingerichtet, die natürlich nicht für Polizei und
Sicherheitsunternehmen galt. 

Freizügigkeit für die Exekutive und Kriminalisierung des Protestes sind zwei
Seiten der gleichen Medaille. Gewaltenteilung findet nurmehr zwischen Regierung
und Bevölkerung statt. Während erstere über fast unbegrenzte
Handlungsvollmachten und die sie legitimierende Definitionshoheit gebietet,
bleibt den KritikerInnen ihres Gewaltmonopols nur die Freiheit, nichts zu tun
und damit ihrer strafrechtlichen Verfolgung zu entgehen.
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Ihre Leute werden fortwährend vergewaltigt von einem System, das uns als
Indigene sowieso niemals wollte, klagt Kandi Mossett die Vereinigten Staaten an. 
Schon deren Gründung basiere auf der Vergewaltigung und Ausplünderung ihrer
Ureinwohner, und Standing Rock zeige, daß das immer noch geschieht. Wir kämpfen
für die, die keine Stimme haben, denn meine kleine Tochter kann die Frage, ob
sie in 50 Jahren noch Wasser haben wird, noch gar nicht aussprechen, so die
junge Mutter. Sie erklärt, daß Frauen insbesondere deshalb angegriffen werden,
weil sie in indigenen Kulturen die Aufgabe der Wasserschützerin innehaben. Man
müsse etwas tun, um dem geradezu körperlichen Schmerz, den sie angesichts der
angerichteten Zerstörung verspüren, Einhalt zu gebieten. Doch wer etwas tut,
läuft Gefahr, auf übelste Weise mißhandelt zu werden. So berichtet Mossett von
einer jungen Frau, die sich in der Polizeistation vollständig entkleiden mußte,
um sich unter Anwesenheit auch männlicher Polizisten vornüberzubeugen und zu
husten. Angeblich sollte sichergestellt werden, daß sie nichts im Anus versteckt
hat. Daraufhin mußte sie die ganze Nacht nackt in der Zelle verbringen.
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Die Militarisierung der fossilen Energieproduktion

Von weit über die Entwicklung in den USA hinausreichendem Interesse waren die
Ausführungen der Aktivistin zur Militarisierung der Polizei wie des Einsatzes
eines privaten Militärunternehmens, das aus ehemaligen Soldaten besteht und von
der US-Regierung für den Globalen Krieg gegen den Terror angeheuert wurde. Dank
eines Leaks zahlreicher geheimer Dokumente, die bei den Einsätzen des
Unternehmens TigerSwan gegen die Protestierer in Standing Rock angefertigt
wurden, zeigte sich das ganze Ausmaß der Repression. Diese Söldner verrichteten
ihre Aufgabe mit geheimdienstlichen Mitteln der Unterwanderung und Ausforschung
der Protestler, die systematisch als potentielle Terroristen diskriminiert
wurden. Das vom Pipelinebetreiber ETP angeheuerte Privatunternehmen TigerSwan
wurde, von wenigen Ausnahmen abgesehen, durch die zuständigen Behörden und
Exekutivorgane fast uneingeschränkt unterstützt.

Internal TigerSwan communications describe the movement as "an
 ideologically driven insurgency with a strong religious component" and
 compare the anti-pipeline water protectors to jihadist fighters. One report,
 dated February 27, 2017, states that since the movement "generally followed
 the jihadist insurgency model while active, we can expect the individuals who
 fought for and supported it to follow a post-insurgency model after its
 collapse." Drawing comparisons with post-Soviet Afghanistan, the report
 warns, "While we can expect to see the continued spread of the anti-DAPL
 diaspora ... aggressive intelligence preparation of the battlefield and active
 coordination between intelligence and security elements are now a proven
 method of defeating pipeline insurgencies." [2] 



Ein detaillierter Bericht des Einsatzes von TigerSwan und der Kollaboration des
Staates mit einer Firma, die im Terrorkrieg im Irak und in Afghanistan aktiv war
und die dort gemachten Erkenntnisse nun gegen Indigene in den USA einsetzt, wird
auf der Webseite The Intercept des Investigativjournalisten Glenn Greenwald im
Rahmen einer bislang zehnteiligen Artikelserie unter dem Obertitel "Oil and
Water" [3] angeboten. Schon die dort präsentierten Auszüge aus den Dokumenten
des Unternehmens belegen, daß sozialökologische Kämpfe mit der Sprache der
militärischen Terrorismusbekämpfung, die sich durch die biologistische Abwertung
des Gegners zu einem zu isolierenden und vernichtenden Krankheitserreger
auszeichnet, in Frontverläufe des sozialen Krieges verwandelt werden. Da die
Militarisierung der Polizei auch in der Bundesrepublik Einzug hält, wie zuletzt
anhand der massiven Bekämpfung des demokratischen Protestes gegen den G20-Gipfel
in Hamburg zu beobachten, ist die Lektüre des Berichtes, auf den Kandi Mossett
verwies, jedem Menschen zu empfehlen, der nicht eines Tages erstaunt feststellen
will, daß ziviler Protest nurmehr unter kriegsähnlichen Bedingungen stattfinden
kann.
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90 Infiltratoren, die als WasserschützerInnen posierten, wurden während des
Protestes gezählt. Ein junger Mann, der seit 2012 in der Bewegung aktiv war,
wurde durch eine zufällig mit dem Mobiltelefon aufgenommene Szene als Spitzel
enttarnt. Kandi Mossett stand vor einer Polizeikette mit einer Feder in der
Hand, als der angebliche Aktivist hinter ihr auftauchte und mit dem Finger auf
ihren Kopf wies. Sie habe sehen können, wie die vor ihr postierten
Polizeibeamten bestätigend nicken, konnte den Mann hinter ihr jedoch nicht
sehen. Als er ausholte, um sie in die Polizeilinie hineinzustoßen, sei sie aus
irgendeinem Grund zur Seite getreten, so daß er selbst nach vorne stürzte und
hinfiel. Sie sei nicht verhaftet worden, denn sie hatte "Medizin" bei sich, so
Kandi Mossett zur vernehmlichen Erheiterung des Publikums. Auf dem Video könne
man noch hören, wie der Spitzel den Beamten zuruft: Holt mich wieder hoch!

Wir haben uns entschieden, Position zu beziehen und dem Rest der Welt zu zeigen,
worum es beim "UnitedStates-Industrial-Complex" geht, so die Aktivistin zum
Schluß ihrer Rede. Der Rest der Welt sollte sich wirklich Sorgen machen und
dieses Interessenkartell zurückweisen, mahnt sie. Wenn man sehe, wie dieser
Komplex aus Staat und Industrie mit der eigenen Bevölkerung umgehe, könne man
ahnen, was er erst allen anderen Menschen antun könne, die noch weniger
Möglichkeiten des Widerstandes haben. Mithin gehe es in ihrem Kampf nicht nur
darum, sich selbst, sondern die ganze Welt zu schützen, so die abschließenden
Worte der indigenen Aktivistin.

Im Kampf gegen die DAPL in Standing Rock trat die Militarisierung staatlicher
Repression auf eine Weise hervor, die den komplementären Zusammenhang zwischen
der äußeren Expansion auf das Land seiner UreinwohnerInnen in der
Gründungsepoche der Vereinigten Staaten und der inneren Unterdrückung aller
Menschen, die seinen Funktions- und Kapitaleliten als nicht mehr produktiv zu
verwertende Bevölkerung im Weg stehen, auf eindrückliche Weise dokumentiert. 
Auch wenn der Kampf gegen diese Pipeline, die seit Betriebsbeginn im Juni 2017
bereits fünf Leckagen produzierte [4], nicht zu gewinnen war, birgt er wichtige
Erkenntnisse zur gesellschaftlichen Bedeutung fossiler Ressourcen. Sie liegt
weniger in ihren kalorischen, durch Erneuerbare Energien zu ersetzenden
Brennwerten, sondern vor allem im spezifischen Charakter ihrer
industriepolitischen und sozialstrategischen Einbindung in bestehende
Herrschaftsstrukturen. Ob man mit Rosa Luxemburgs 1913 angestellter ökonomischen
Analyse "der verschärften Weltkonkurrenz des Kapitals um seine
Akkumulationsbedingungen" [5] konform geht oder nicht, das von ihr vor Beginn
des Ersten Weltkrieges herausgearbeitete Zusammenwirken von Kapitalismus und
Krieg ist heute nicht weniger gültig als damals. Ohne Waffengewalt läßt sich
keine privatwirtschaftliche Eigentumsordnung durchsetzen, ohne Bomben und
Granaten keine geldbasierte Kaufkraft garantieren, ohne polizeiliche
Aufstandsbekämpfung kein Frieden inmitten klassengesellschaftlicher und
sozialökologischer Widersprüche herstellen.
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Fußnoten:

[1] aus Rosa Luxemburg: Gesammelte Werke. Herausgegeben vom Institut für
Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Band 5. Berlin/DDR. 1975. "Einführung in
die Nationalökonomie", S. 716-726
 
http://www.mlwerke.de/lu/lu05/lu05_716.htm

[2] https://theintercept.com/2017/05/27/leaked-documents-reveal-security-firms-counterterrorism-tactics-at-standing-rock-to-defeat-pipeline-insurgencies/
 
Zitierter Textauszug in eigener Übersetzung:

Die interne TigerSwan-Kommunikation beschreibt die Bewegung als "eine
ideologisch angetriebene Erhebung mit stark religiöser Komponente" und
vergleicht die Anti-Pipeline-Wasserschützer mit jihadistischen Kämpfern. In
einem Bericht vom 27. Februar 2017 wird festgestellt, daß, weil die Bewegung "in
ihren Aktivitäten allgemein dem jihadistischen Aufstandsmodell folgt, ist bei
den Individuen, die für sie kämpften und sie unterstützten, zu erwarten, daß sie
nach ihrem Zusammenbruch einem Post-Aufstands-Modell folgen". In dem Bericht
werden Vergleiche mit Afghanistan nach der sowjetischen Besetzung gezogen und es
wird gewarnt: "Wir können erwarten, die fortwährende Ausbreitung der
Anti-DAPL-Diaspora zu erleben ... die aggressive geheimdienstliche Bearbeitung
des Schlachtfelds und aktive Koordination zwischen Geheimdienst- und
Sicherheitselementen sind heute eine bewährte Methode, um Pipeline-Aufstände
niederzuschlagen".

[3] https://theintercept.com/series/oil-and-water/

[4] https://theintercept.com/2018/01/09/dakota-access-pipeline-leak-energy-transfer-partners/

[5] aus Rosa Luxemburg: Gesammelte Werke. Herausgegeben vom Institut für
Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Band 5. Berlin/DDR. 1975. "Die
Akkumulation des Kapitals", S. 398-411
 

Zum Kampf um indigene Rechte siehe auch im SB:
 
INTERVIEW/161: Klimagegengipfel - schöpfen mit Bedacht ...     Tom Goldtooth im Gespräch (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0161.html
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AUSSICHTEN/8156: Und morgen, den 15. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.01.2018 bis zum 16.01.2018 +++
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Schon am Mittag findet sich

dichte Wolkengräue ein,

für Jean-Luc absonderlich,

träumt er doch vom Sonnenschein.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6541: Trumps Hetze gegen "Drecksländer" entlarvt überparteiliche Verschwörung gegen Einwanderer


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Trumps Hetze gegen "Drecksländer" entlarvt überparteiliche Verschwörung
gegen Einwanderer

Von Barry Grey

13. Januar 2018



In einer rassistischen und faschistischen Tirade beleidigte Präsident
Donald Trump am Donnerstag im Oval Office die Einwanderer aus Haiti, El
Salvador und afrikanischer Länder, indem er diese Länder als "shithole
countries" ("Scheißländer" oder "Dreckslöcher") bezeichnete.

Der Vorfall ereignete sich während eines parteiübergreifenden Treffens zum
Thema der Einwanderungs-"Reformen". Die Washington Postberichtete
als erste über Trumps Entgleisungen und berief sich dabei auf zwei anonyme
Quellen, die einen Bericht über das Treffen erhalten hatten. Das Weiße
Haus, das am Donnerstagabend auf Fragen dazu antwortete, verzichtete
darauf, Trumps Äußerungen zu dementieren.

Mit seiner Tirade brachte Trump auch die Demokraten im Kongress in
Verlegenheit. Sie hatten sich seit einer Woche um eine Vereinbarung mit
Trump bemüht, um an der Grenze zu Mexiko weiter aufzurüsten und die
Angriffe auf Einwanderer zu verschärfen. In einem Kommentar, der weniger
als 24 Stunden vor Trumps Erklärung erschienen war, ermunterte die
Washington Post die Demokraten noch, mit Trumps Einwanderungspolitik
zusammenzuarbeiten und insbesondere den Bau einer Mauer an der 
amerikanisch-mexikanischen Grenze zu unterstützen.

Trump antwortete mit seiner Äußerung auf einen gemeinsamen Vorschlag einer
Gruppe von sechs republikanischen und demokratischen Senatoren. Der
Vorschlag, den er zurückwies, betraf die Wiederherstellung des juristischen
Schutzes aus der Obama-Ära für 800.000 Einwanderer, die als Kinder von
Eltern ohne Papiere ins Land gekommen waren (DACA). Die Trump-Regierung
hatte diese Regelung im vergangenen Jahr gekippt. Gleichzeitig ging es an
dem Treffen darum, Milliarden Dollar zu bewilligen, um mehr Grenzpolizisten
einzustellen und die Militarisierung der Grenze zu verstärken. Außerdem
soll die Visa-Vergabe an Familienmitglieder legaler Einwanderer aus Afrika,
Mittelamerika und anderen armen Weltregionen noch einmal drastisch
zusammengestrichen werden.

Ein Teil des Plans hätte den geschützten Status für Einwanderer aus Haiti
und El Salvador wiederhergestellt, den die Regierung gestrichen hat. Diese
Länder sind von Krieg und Katastrophen verwüstet worden. Am Montag gab das
Heimatschutzministerium bekannt, dass der geschützte Status von mehr als
250.000 Salvadorianern aufgehoben werde, die seit Jahrzehnten in den USA
leben.

"Was sollen wir mit Haitianern anfangen?" fragte Trump. "Was sollen wir mit
all diesen Afrikanern und all den Leuten aus diesen Dreckslöchern
anfangen?" Er fügte hinzu: "Wir brauchen mehr Leute aus Ländern wie
Norwegen."

Diese Äußerungen provozierten in den Medien einen Schock, und Demokratische
Politiker reagierten peinlich berührt. Aber die Empörung in den Medien und
im politischen Establishment ist heuchlerisch und unehrlich. Das Problem
der herrschenden Klasse besteht darin, dass Trump wieder einmal in der
Öffentlichkeit ausposaunt, was viele in der Wirtschafts- und
Finanzoligarchie und im Staatsapparat nur privat sagen.

Die Kunst der imperialistischen Politik der USA besteht darin, die
kriminellen Taten der herrschenden Klasse in aller Welt mit humanitärem
Geschwätz zu verdecken. Die Regel lautet: Man kann so viele Menschen töten,
wie man will, solange man in Worten den demokratischen und humanitären
Idealen Tribut zollt.

Trump, dessen Aufstieg zur Macht das Ergebnis ständiger Kriege und enormer
sozialer Ungleichheit ist, kümmert sich um solche Feinheiten nicht. Er
artikuliert die Politik des amerikanischen Imperialismus in platter
faschistischer Sprache.

Die USA überfallen Länder in aller Welt, töten ihre Einwohner und plündern
ihre Reichtümer. Sie bedrohen Länder wie Russland, China, den Iran und
Nordkorea mit nuklearer Vernichtung. Sie tragen den größten Teil der
Verantwortung für die schlimme Armut und Unterdrückung in Haiti. Sie haben
das kleine Land von 1915 bis 1934 besetzt gehalten und seitdem immer wieder
überfallen, zuletzt 1996 unter Bill Clinton und 2004 unter George W. Bush.

Sie haben den Bombenkrieg angeführt, der Libyen zerstörte, und führen
Drohnenkriege und verdeckte Kriege in Somalia, Niger und anderen Teilen
Afrikas.

Sie haben El Salvador mit Tod und Zerstörung überzogen und die
Todesschwadronen im Bürgerkrieg von 1980 bis 1992 unterstützt, die tausende
Zivilisten töteten.

Heute machen die Demokraten mit Trump und den Republikanern gemeinsame
Sache, um die wenigen, die den Leichenfeldern dieser Länder entronnen sind
und in den USA Asyl gefunden haben, in ihr Verderben zurück zu schicken und
gleichzeitig die Grenze für die vielen neuen Flüchtlinge amerikanischer
Aggression zu schließen.

Zwei Dinge entlarven den betrügerischen Charakter der offiziellen Empörung
über Trumps Ausbruch. Erstens tat er diese Äußerung im Verlauf einer
Sitzung, an der auch der Fraktionsführer der Demokraten im Senat, Richard
Durbin, teilnahm. Durbin führt die Demokraten in den
Einwanderungsverhandlungen. Nur zwei Tage vorher erklärte Durbin im
Fernsehen: "Wir führen uns alle geehrt, bei diesen Gesprächen anwesend zu
sein." Er betonte die Unterstützung der Demokraten "für sichere Grenzen in
Amerika - basta!"

Zweitens hat die Demokratische Partei - übrigens zur gleichen Zeit, als das
Treffen im Weißen Haus stattfand - für die nötigen Stimmen im
Repräsentantenhaus gesorgt, um Änderungen im FISA-Gesetz zu blockieren und
dessen Paragraphen 702 zu verlängern. Der Paragraph autorisiert den
Lauschangriff, mit dem die National Security Agency (NSA) die Telefon- und
elektronischen Daten von Millionen Amerikanern abgreift, ohne dafür einen
Durchsuchungsbefehl zu haben. Die massenhafte Überwachung im In- und
Ausland wird voraussichtlich in den nächsten Tagen mit demokratischer
Zustimmung auch den Senat problemlos passieren.

Die New York Times, das Sprachrohr der Politik der Demokraten, lobte
die Abstimmung im Repräsentantenhaus mit den Worten:

"Die Abstimmung war praktisch das Ende einer Debatte über
Überwachungsrechte und Privatsphäre im 21. Jahrhundert, die 2013 durch die
Leaks des NSA-Mitarbeiters Edward Snowden ausgebrochen war ..."

Mr. Snowdens Enthüllungen hatten 2013 eine Zeit starken Interesses an
Überwachungsfragen angestoßen. Bürgerrechtler und konservative
Machtskeptiker taten sich zusammen und versuchten, neue Grenzen zu
definieren, während Geheimdienste und Polizeikräfte und ihre Wortführer im
Kongress in allen Fraktionen, sowohl bei den Demokraten als auch den
Republikanern, versuchten, die Stellung zu halten."

Die Medien, die Demokraten und die ganze herrschende Klasse machen sich
Sorgen, dass Trumps Ausfälle einen schmutzigen Kompromiss in der
Einwanderungsfrage unterlaufen und darüber hinaus die Vereinigten Staaten
in den Augen der Welt und der amerikanischen Bevölkerung weiter
diskreditieren könnten. Sie wissen genau, wie schwach und instabil die
Regierung ist. Sie wollen unbedingt den Widerstand in der Bevölkerung mit
reaktionären Kampagnen wie der gegen Russland und der #MeToo-Hexenjagd
verwässern, umleiten und sabotieren. Auch die Kampagne gegen angebliche
"Fake News" soll die Meinungsfreiheit auch im Internet unterhöhlen und die
Entstehung einer politischen Bewegung gegen den amerikanischen Kapitalismus
verhindern.

Arbeiter und Jugendliche dürfen keine Fraktion der herrschenden Klasse und
des politischen Establishments unterstützen. Vor allem dürfen sie nicht
zulassen, dass ihre Opposition gegen Trump von der rechten Demokratischen
Partei vereinnahmt wird. Der Kampf gegen Trump muss als unabhängiger und
vereinter Kampf der Arbeiterklasse geführt werden, er muss mit den
wachsenden Kämpfen der Arbeiter auf der ganzen Welt verbunden werden.
Dieser Kampf muss sich gegen die Ursache von Krieg, Armut und Rassismus
richten, d.h. gegen das kapitalistische System.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 
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AUSLAND/8585: Aus aller Welt - 14.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erdogan kündigt Offensive gegen Kurden in Nordsyrien an

Die Türkei bereitet offenbar eine neue Militäroffensive gegen die
Kurden in Syrien vor. Nach Angaben von Staatschef Recep Tayyip
Erdogan soll der Einsatz zur Vertreibung der kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) aus der grenznahen nordsyrischen
Stadt Afrin in der Provinz Aleppo im Laufe der nächsten Woche
beginnen. Die Kurdenmiliz wird von den USA und Rußland im Kampf gegen
den IS mit Waffen unterstützt.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8585: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hamburger Ermittler durchsuchten Kurdisch-Deutschen Kulturverein

Im Hamburger Stadtteil Steilshoop durchsuchte die Polizei die Wohnung
eines Kurden und anschließend die Räumlichkeiten des
Kurdisch-Deutschen Kulturvereins in St. Georg. Dabei verschafften
sich die Beamten gewaltsam Zutritt zu dem Zentrum. Die Behörden
begründeten die Maßnahme mit dem Auffinden von Beweismitteln. Dabei
geht es um eine Fahne mit dem Bildnis Abdullah Öcalans, die der
Verdächtige vor Monaten auf einer Demonstration mitgeführt haben
soll. Vertreter des Zentrums kritisierten die Razzia als rechtswidrig
und unverhältnismäßig.

14. Januar 2018
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MILITÄR/8581: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Deutsche Luftwaffenbasis in Jordanien bleibt vorerst bestehen

Während ihres zweitägigen Besuchs in Jordanien überreichte
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen dem arabischen Land
Militärausrüstung im Wert von 18 Millionen Euro, darunter Lastwagen,
Kleinbusse und zwei Trainingsflugzeuge. Im vergangenen lieferte die
Bundesregierung bereits 50 Schützenpanzer an Jordanien. Auf der
jordanischen Basis Muwaffak Salti in Al-Asrak ist eine
Tornado-Staffel der Bundesluftwaffe stationiert, die mit
Aufklärungsflügen über Syrien und dem Irak die internationale
Anti-IS-Koalition mit Lagebildern versorgt. Fast eine Milliarde Euro
hat Jordanien in den vergangenen drei Jahren an Hilfsgeldern von der
Bundesregierung erhalten. Obwohl der IS als weitgehend geschlagen
gilt, will Berlin das Haschemitische Königreich auch weiterhin
militärisch unterstützen. Die CDU-Ministerin bezeichnete Jordanien
als wichtigen Stabilitätsanker in der Region.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8583: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sondierungsergebnisse: SPD-Politiker fordern Korrekturen

Mehrere führende SPD-Politiker fordern Nachbesserungen an den am
Freitag ausgehandelten Sondierungsergebnissen. Die Union lehnt das
strikt ab. Was wir miteinander vereinbart haben, gilt, sagte der
stellvertretende CDU-Vorsitzende Thomas Strobl den Zeitungen des
Redaktionsnetzwerks Deutschland. Der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe
im Bundestag, Alexander Dobrindt, forderte SPD-Parteichef Martin
Schulz in der Bild am Sonntag auf, den Zwergenaufstand in seiner
Partei in den Griff zu bekommen. In der SPD sieht man unter anderem
Korrekturbedarf in den Bereichen Migration und Flüchtlinge,
Bürgerversicherung, befristete Arbeitsverträge und Leiharbeit.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8582: Tragisches und Kurioses - 14.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Brennender Öltanker brach auseinander

Der seit acht Tagen brennend im ostchinesischen Meer treibende
iranische Öltanker Sanchi ist nach Informationen der
Nachrichtenagentur Xinhua am Sonntag untergegangen. Das mit 136.000
Tonnen Leichtöl beladene Schiff war am 6. Januar etwa 300 Kilometer
östlich von Schanghai mit einem chinesischen Frachter
zusammengestoßen und in Flammen aufgegangen. Wahrscheinlich kamen
alle 32 Besatzungsmitglieder des Öltankers bei der Havarie ums Leben.
Die 21köpfige Besatzung des chinesischen Getreidefrachters CF Crystal
konnte geborgen werden. Die Gefahr einer größeren Ölpest schlossen
die chinesischen Behörden aus. Demnach war bereits ein Großteil der
Ladung verbrannt.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7667: Aus Forschung und Technik - 14.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dragon-Frachter mit Stationsmüll der ISS zur Erde zurückgekehrt

Die Transportkapsel Dragon des privaten US-Raumfahrtunternehmens
SpaceX ist vor der Küste Kaliforniens erfolgreich gewassert. Wie die
Betreiberfirma mitteilte, war der Raumfrachter sechs Stunden zuvor
von der Internationalen Raumstation ISS abgekoppelt worden. An Bord
befanden sich demnach wissenschaftliche Ergebnisse und ausrangierte Technik.
Dragon hatte am 17. Dezember mehr als zwei Tonnen Nachschub für die
ISS geliefert. Für die 13. Versorgungsmission setzte SpaceX erstmals
sowohl eine bereits verendete Raumkapsel als auch eine recycelte
Raketenstufe ein.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7680: Aus aller Welt - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Regierung in Tunis beruhigt Bevölkerung mit Sozialprogramm

Die Regierung in Tunis hat mit der Ankündigung von Hilfsprogrammen
für Bedürftige den Protest der Bevölkerung gegen die von
ausländischen Kreditgebern dem Staat aufgezwungenen Steuererhöhungen
und daraus folgenden Verteuerungen eindämmen können. Das
Sozialministerium wird nach eigenen Angaben für rund 250.000 Familien
weitere rund 60 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Der
Staatshaushalt wird dazu laut Sozialminister Trabelsi um umgerechnet
rund 33,5 Millionen Euro erhöht. Neben einem gesicherten
Minimaleinkommen garantiert die Regierung allen Tunesiern eine
medizinische Versorgung. Für Arbeitslose ist die kostenlos. Der Staat
übernimmt Bürgschaften für arme Familien, die Wohneigentum erwerben
wollen. Zum siebten Jahrestag des in Tunesien begonnenen Arabischen
Frühlings wollte Präsident Essebsi das Armenviertel Ettadhamen in der
Hauptstadt aufsuchen, dort eine Rede halten und ein Kulturzentrum
eröffnen. Bei teilweise gewalttätigen Protestkundgebungen in der
vergangenen Woche sind rund 800 Teilnehmer in Gewahrsam genommen
worden. Für Sonntag hatten Gewerkschaften und eine linke
Oppositionspartei erneut zum Protest gegen Armut und Hunger
aufgerufen. In Tunis gingen rund 2000 Menschen auf die Straße.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7641: Medizin und Gesundheitswesen - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Zu viele Schilddrüsenoperationen

Bekanntlich können Knoten in der Schilddrüse zu einem bösartigen
Tumor entarten. Daher ist jeder Arzt angehalten, das Risiko
abzuschätzen, ob aus dem Befund eine Krebserkrankung wird. Nicht
selten wird dann die Entfernung der Schilddrüse empfohlen. Offenbar
zu oft. Forscher vom Universitätsklinikum Gießen und Marburg sind
laut Deutschem Ärzteblatt der Ansicht, daß die in Leitlinien
empfohlenen Untersuchungen bei der Entscheidungsfindung bei weitem
nicht ausgeschöpft werden. So sollen Ärzte nur bei neun Prozent der
AOK-Patienten eine Calcitonin-Bestimmung durchführen und nur bei 21
Prozent eine Feinnadelaspirationszytologie (FNAC). In der Folge liegt
Deutschland im Vergleich mit anderen Ländern an der Spitze, was die
Häufigkeit der Schilddrüsenoperation angeht.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7668: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Schlägerei von Ausländern und Deutschen in Wurzen bei Leipzig

In Wurzen bei Leipzig haben sich mehrere Ausländer und eine Gruppe
Deutscher Auseinandersetzungen geliefert, bei denen zwei Männer mit
Messerstichen in den Oberschenkel schwer verletzt wurden. Außerdem
gab es mehrere Leichtverletzte. Der Streit hatte am Freitagabend am
Bahnhof begonnen. Rund zwölf Ausländer zogen sich daraufhin in ein
Asylbewerberheim zurück. Zwei Deutsche attackierten die Eingangstüre,
woraufhin die Ausländer mit Knüppeln und Messern aus dem Haus kamen
und sie verfolgten. Rund 30 junge Deutsche stürmten dann ihrerseits
das Wohnhaus, und es kam erneut zu einer Schlägerei, die nach etwa
einer Stunde von Polizei beendet wurde. Wie die Leipziger
Volkszeitung berichtete, wird ein fremdenfeindlicher Hintergrund der
Vorgänge in Wurzen geprüft. Der Staatsschutz der Polizei ermittelt
wegen schweren Landfriedensbruchs. Die Ereignisse und ihre Abfolge
stellten sich der Polizei auch am Sonntag noch nicht vollständig dar,
weshalb vereinfachend von Ausländern und Deutschen gesprochen wurde.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7594: Sprache, Kunst und Medium - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Verlust für Regielegende Claude Lelouch

Bei seiner Rückkehr aus dem Urlaub wurden dem französischen
Filmregisseur Claude Lelouch zwei von drei Reisetaschen mit
unersetzlichem Inhalt aus dem Auto gestohlen.

Wie die Tageszeitung Le Parisien berichtete, kam dabei das einzig
vorhandene Skript für den geplanten Film "Oui et Non" (Ja und Nein),
aber auch Tausende Seiten mit Notizen aus den vergangenen 50 Jahren
abhanden, die wichtige Daten für eine eventuelle Chronik oder Memoiren
des inzwischen 80jährigen hätten sein können.

Da keine Kopien zu existieren scheinen, wiegt dieser Verlust sicher
ungleich schwerer als die rund 15.000 Euro in verschiedenen Währungen
und diverse persönliche Dinge, die dem Dieb ebenfalls in die Hände
fielen.

Lelouch war gegen Ende der französischen Nouvelle Vague (Neue Welle)
in den visuellen Künsten mit seinem 1966 herausgekommenen Film "Ein
Mann und eine Frau" bekannt geworden.

14. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7658: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Von der Leyen übergibt Jordanien Militärgerät aus Deutschland

Bundesverteidigungsministerin von der Leyen hat in einer kleinen
Feierstunde Jordanien Kriegsgerät aus Deutschland übergeben. Die
Streitkräfte des arabische Königreichs nahmen in der Hauptstadt Amman
56 Kleinbusse, 70 Lastwagen und zwei Ausbildungsflugzeuge im
Gesamtwert von 18 Millionen Euro in Empfang. Eine Blaskapelle spielte
dazu auf Posaunen und Dudelsäcken die Nationalhymnen Deutschlands und
Jordaniens. Die Monarchie hat seit 2016 neben einer Finanzhilfe von
1,3 Milliarden Euro auch 25 Kampfpanzer Typ Marder bekommen. Im
Februar folgen weitere 25.

Jordanien ist der Ministerin zufolge für Deutschland von großem
Interesse, weil es Millionen Flüchtlinge aus dem Bürgerkriegsland
Syrien aufgenommen hat und weil es in der Region einen Hort der Ruhe
bildet. Außerdem hat die Bundeswehr auf der jordanischen Militärbasis
Al Azraq ihre Tornados stationiert, die für die Kampftruppen von 60
Nationen in Syrien täglich Feindaufklärung betreiben.

Den Troß der geschäftsführenden Verteidigungsministerin bildeten
Abgeordnete aller Bundestagsfraktionen sowie fast 40 Journalisten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7672: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Linke-Führung bei Gedenken an Luxemburg und Liebknecht

Spitzenpolitiker Der Linken wie die Fraktionsvorsitzenden Sahra
Wagenknecht und Dietmar Bartsch sowie die Parteivorsitzenden Katja
Kipping und Bernd Riexinger haben im Gedenken an Rosa Luxemburg und
Karl Liebknecht an deren Grabstätten auf dem Berliner Zentralfriedhof
Friedrichsfelde Kränze niedergelegt. Tausende weitere Menschen
hielten die Erinnerung an die am 15. Januar 1919 von
Freikorpssoldaten erschossenen Gründungsmitglieder der
Kommunistischen Partei Deutschlands wach. In der Deutschen
Demokratischen Republik beteiligte sich traditionell die gesamte
Staats- und Parteiführung an der jährlichen Gedenkfeier.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7644: Tragisches und Kurioses - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Flugpassagiere entgehen in der Türkei einer Katastrophe

Bei der Ankunft einer türkischen Boeing 737 aus der Hauptstadt Ankara
scherte diese in Trabzon auf der parallel zur Schwarzmeer-Küste
verlaufenden Start- und Landebahn aus, rutschte den halben Weg die
steile Abbruchkante zum Meer hinunter und blieb 25 Meter von der
Wasserkante liegen.

Die 168 Menschen, die sich Samstagabend an Bord des Pegasus
Airlines-Fliegers befanden, kamen aber mit dem Schrecken davon. Zwar
riß eines der Triebwerke ab, und auch das Fahrwerk wurde zerstört,
aber die noch angeschnallten Reisenden und die Mannschaft konnten das
kopfüber hängengebliebene Flugzeug trotz der herrschenden Panik und
des rücksichtslosen Gebarens vieler über Notrutschen verlassen, ohne
daß jemand nennenswert verletzt wurde, wie die Nachrichtenagentur
Anadolu berichtete.

Wie auf dem Online-Portal der Aviation Safety Networks berichtet wird,
habe es zum Zeitpunkt kurz vor Mitternacht geregnet und die Sicht sei
einschränkt gewesen. Der Grund für das Verlassen der Landebahn sei
aber noch nicht geklärt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7669: Arbeit, Soziales und Familie - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Weiterhin kommen Tausende Spätaussiedler nach Deutschland

Im vergangenen Jahr sind mehr als 7100 Spätaussiedler nach
Deutschland gekommen. Das gab der Leiter des Aufnahmelagers im
niedersächsischen Friedland, Hörnschemeyer, bekannt. Bei den meisten
Aussiedlern handelte es sich um junge Familien aus den Staaten der
früheren Sowjetunion, vor allem aus Kasachstan, die bereits Verwandte
in Deutschland haben. Spätaussiedler sind Nachfahren von Deutschen,
die in den Osten ausgewandert sind. Sie und ihre Verwandten können
die deutsche Staatsangehörigkeit beantragen. 1990 hat Deutschland
knapp 400.000 Spätaussiedler aufgenommen. Zur Zeit leben in
Kasachstan noch rund 160.000 Menschen, die als Spätaussiedler nach
Deutschland kommen könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7652: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel zwingt zu besserem Hochwasserschutz

Viele Experten hegen keinen Zweifel daran, daß die letzten Hochwasser
und Überschwemmungen in Deutschland auf den Klimawandel
zurückzuführen sind. Darauf sollte unbedingt reagiert werden. So
warnt unter anderem Sven Willner vom Potsdam-Institut für
Klimaforschung (PIK) laut dpa, daß ohne Verbesserungen wie
Deichausbau, veränderte Baustandards oder Siedlungenverlagerungen die
Zahl der von Hochwasser und Überschwemmungen betroffenen Menschen bis
in die 2040er Jahre erheblich steigen wird… und zwar um das
Siebenfache. Neben Mitteleuropa soll der Anpassungsbedarf in den
USA, Teilen Indiens und Afrikas sowie in Indonesien am größten sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7657: Märkte und Finanzen - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Tennet meldet deutliche Steigerung des Offshore-Windenergieaufkommens

Der Netzbetreiber Tennet gibt die Stromerzeugung der
Offshore-Windparks in Nord- und Ostsee für das vergangene Jahr mit
rund 17,5 Terawattstunden an. Das war eine Steigerung gegenüber 2016
um 47 Prozent. Am gesamten Windenenergieaufkommen in Deutschland
hatten die Windparks vor den Küsten einen Anteil von 17,3 Prozent.
Die Spitzenproduktion wurde am 22. Oktober erreicht. Da hatten die
Nordsee-Windparks 4350 Megawatt ins Netz eingespeist. Die Leistung
entspricht in etwa der von vier Atomkraftwerken. Tennet stellt die
Übertragungsanlagen, mit denen der Windstrom an Land gebracht wird.
Deren Kapazität beträgt zur Zeit 5332 Megawatt. Bis zum kommenden
Jahr sollen 7132 Megawatt Übertragungskapazität zur Verfügung stehen
und bis 2025 über 10.000 Megawatt. Das Ausbauziel der Bundesregierung
für Offshore-Windparks beträgt 6500 Megawatt bis zum Jahr 2020.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7675: Aus Forschung und Technik - 14.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Faltbares Smartphone-Display läßt auf sich warten

Eigentlich wollte Samsung mit seinem Galaxy X noch in diesem Jahr
eine Smartphone-Revolution einläuten. Denn erstmals sollte ein
Smartphone einen faltbaren Display erhalten. Offenbar müssen sich die
Fans dieser technischen Besonderheit noch etwas gedulden. Wie Chip
Online meldete, soll DJ Koh, Chef der Mobile-Sparte bei Samsung,
beiläufig bestätigt haben, daß das faltbare Smartphone erst
irgendwann im Jahr 2019 kommen wird. Wann genau, ist unklar. Der Grund
dafür soll nicht die Hardware sein, sondern die Schaffung eines guten
Nutzererlebnisses. Daran arbeitet das Unternehmen gegenwärtig mit 
Hochdruck.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1590: Regierungspressekonferenz vom 12. Januar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 12. Januar 2018

Regierungspressekonferenz vom 12. Januar 2017

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Antrittsbesuch des
österreichischen Bundeskanzlers, Trauerstaatsakt für den verstorbenen
ehemaligen Bundespräsidenten Jenninger, Besuch der geschäftsführenden
Direktorin des IWF), bewaffneter Konflikt im Jemen, Haltung der
Bundesregierung zu den Sanktionen gegenüber Russland, Nord Stream 2,
Vorratsdatenspeicherung


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Steffen (BMJV)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Auch von mir einen schönen guten Tag! - Einige Termine der
Bundeskanzlerin für die kommende Woche habe ich Ihnen anzukündigen.

Am kommenden Mittwoch, den 17. Januar, wird der österreichische
Bundeskanzler Sebastian Kurz zu seinem Antrittsbesuch in Berlin freudig
erwartet. Die Bundeskanzlerin empfängt ihn um 12 Uhr mit militärischen
Ehren am Bundeskanzleramt. Daran schließen sich ein Arbeitsmittagessen und
danach eine gemeinsame Pressebegegnung an.

Am Donnerstag, den 18. Januar, wird die Bundeskanzlerin im Deutschen
Bundestag von 11 bis 12 Uhr am Trauerstaatsakt für den verstorbenen
ehemaligen Bundestagspräsidenten Philipp Jenninger teilnehmen. Wenn Sie
erfahren wollen, wie dieser Trauerstaatsakt genau abläuft, dann bitte ich
Sie, sich an den Bundestag zu wenden, der ihn durchführt.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin im Kanzleramt mit der
geschäftsführenden Direktorin des IWF, Christine Lagarde, zu einem
Meinungsaustausch zum Mittagessen zusammentreffen.

Frage: Da ich Korrespondent aus Österreich bin, möchte ich wissen, wie die
Chemie zwischen der Bundeskanzlerin und dem neuen Bundeskanzler Kurz ist.
Bisher war es ja nicht unbedingt die beste. Auch sachlich gab es große
Differenzen in der Flüchtlingspolitik.

StS Seibert: Zunächst einmal steht ja fest, dass Österreich und Deutschland
Partner, Freunde, Nachbarn auf ganz besonders hohem Niveau sind, sowohl
politisch als auch im Verhältnis der Bevölkerungen zueinander. Das prägt
natürlich auch den Umgang miteinander.

Die Begegnungen, die die Bundeskanzlerin bisher mit Bundeskanzler Kurz
hatte, waren nicht so, wie Sie es beschreiben, sondern es waren freundliche
und interessante Begegnungen. Dieser Besuch ist nun sein offizieller
Antrittsbesuch. Sie sieht ihm mit Freude entgegen.

Die Zusammenarbeit ist wichtig. Es ist wichtig, dass wir für große
europäische Herausforderungen auch europäische Antworten finden, und die
Migration ist eine große, gemeinsame europäische Herausforderung.
Deutschland und Österreich haben dabei ihren Teil zu spielen.

Frage: Hat Deutschland irgendeine Sensibilität gegenüber der FPÖ?

StS Seibert: Ich habe hier nach der Wahl in Österreich gesagt, dass es sich
von selbst versteht, dass wie im Verhältnis zu allen anderen Ländern auch
unsere Zusammenarbeit mit der österreichischen Regierung natürlich auf der
Basis der Werte stattfinden wird, die in Europa gelten und die wir uns hier
in Deutschland als konstitutiv für unser politisches Leben gegeben haben.
Das wäre meine Antwort dazu.

Frage : Frau Adebahr, ich wüsste gern, wer alles aus Sicht der
Bundesregierung eine am Krieg im Jemen beteiligte Partei ist. Welche Länder
sind daran beteiligt?

Adebahr: Ich denke, wir haben hier schon mehrfach ausgeführt, dass es sich
aus völkerrechtlicher Sicht bei dem Konflikt im Jemen nicht um einen Krieg,
sondern um einen innerstaatlichen bewaffneten Konflikt handelt. In diesem
Sinne kann ich die Frage, die Sie stellen, so nicht beantworten, weil es
sich um einen innerstaatlichen bewaffneten Konflikt handelt.

Zusatzfrage : Dann erlauben Sie mir eine Nachfrage. Denn ich stelle die
Frage natürlich aus aktuellem Anlass. Im Sondierungspapier steht nämlich,
dass die Bundesregierung ab sofort keine Ausfuhren an Länder genehmigt,
solange diese am Jemenkrieg beteiligt sind. Deshalb wüsste ich natürlich
gern: Wer könnte das aus Ihrer Sicht denn sein?

Adebahr: Ich kommentiere mögliche Papiere, die im politischen Raum gerade
verabschiedet sind, hier und jetzt als Sprecherin für das Auswärtige Amt
natürlich nicht.

Zusatzfrage : Heißt das, dass Sie mir nicht sagen können, welche Länder aus
Sicht des Auswärtigen Amtes am Jemenkrieg beteiligt sind, weil Sie das als
innerstaatlichen Konflikt sehen?

Adebahr: Ich habe zur völkerrechtlichen Einordnung dieses Konfliktes - Sie
wiederholen das Wort "Jemenkrieg" jetzt wieder - gesagt, wie die
völkerrechtliche Einordnung aus Sicht des Auswärtigen Amtes ist. Dass dies
ein Konflikt ist, in dem verschiedene Partner der Region eine Involvierung
haben, haben wir hier auch schon breit diskutiert.

Ansonsten möchte ich im Zusammenhang mit möglichen politischen Papieren,
die hier gerade aufscheinen, keine Kommentierung abgeben.

Zusatzfrage : Herr Seibert, dieses "unverzüglich" kommt ja von Ihrer
Chefin. Ich weiß jetzt noch nicht, wie ich das zu interpretieren habe.
Können Sie mir dabei weiterhelfen?

StS Seibert: Sie nehmen Bezug auf ein Papier, das die Sondierungspartner
heute Nacht erarbeitet haben und das von den Sprechern der Ministerien und
der geschäftsführenden Bundesregierung hier sicherlich nicht kommentiert
werden kann.

Frage : Herr Seibert, ich muss Sie noch einmal mit einer langweiligen Frage
langweilen, und zwar der Frage, ob es Differenzen zwischen der Kanzlerin
und ihrem Außenminister in Sachen der Sanktionen gegenüber Russland gibt.

Ich stelle diese Frage deswegen, weil der Außenminister am Mittwochabend
dieser Woche sehr deutlich für eine schrittweise Aufhebung der Sanktionen
im Falle einer Einigung auf eine Blauhelm-Mission im Donbass plädiert hat.
Gibt es Unterschiede in der Herangehensweise an diese Frage zwischen dem
Kanzleramt und dem Auswärtigen Amt?

StS Seibert: Zunächst einmal muss ich ja feststellen, dass eine solche
Blauhelm-Mission bisher noch nicht besteht. Sie kann dann sinnvoll sein,
wenn sie dazu beitragen kann, die Situation gerade auch für die Menschen in
der Ostukraine zu verbessern, und wenn sie dabei hilft, den Frieden wieder
Einzug halten zu lassen. In diesem Sinne werden wir uns zu diesem Thema
verhalten und dazu auch an Gesprächen teilnehmen. Alles Weitere ist jetzt
hier für mich kein Thema. Die Haltung der Bundesregierung, die im Übrigen
auch die europäische Haltung ist, ist bekannt, und sie ist ja auch auf
europäischer Ebene bekräftigt worden.

Zusatz : Meine Frage bezog sich auf die mögliche etappenweise oder
schrittweise Aufhebung der Sanktionen im Zuge des Fortschritts des Minsker
Prozesses.

StS Seibert: Nun wollen wir erst einmal Fortschritte sehen, und an diesen
Fortschritten wird intensiv gearbeitet. Es hat einen kleinen Schritt vor
Weihnachten gegeben, aber wir wissen alle, dass eine Grundlage für weiteren
Fortschritt, nämlich ein wirklich funktionierender Waffenstillstand, noch
nicht erreicht ist. Es gibt dort jeden Tag unzählige Verletzungen der
Waffenruhe, und daran ist zu arbeiten. Das ist jetzt das Entscheidende.

Frage: Es gibt einen offenen Brief von NABU und WWF an die bundesdeutsche
Politik sowie auch an Frau Merkel, in dem gefordert wird, Nord Stream 2 zu
stoppen, unter anderem mit dem Hinweis darauf, dass dieses Projekt einen
Keil zwischen die Mitgliedstaaten der Europäischen Union treibe, was die
Solidarität angeht. Mich interessiert, wie die Bundesregierung darauf
reagiert, ob sie das zur Kenntnis genommen hat und welche Reaktionen darauf
kommen werden.

StS Seibert: Der Umgang mit offenen Briefen ist bekannt. Ich weiß nicht, ob
er Ihnen bekannt ist, aber er ist jedenfalls immer der gleiche, ganz
unabhängig davon, wer einen solchen offenen Brief schreibt. Dieser offene
Brief wird dann nicht vom Bundeskanzleramt in der Öffentlichkeit
beantwortet. Das ist die grundsätzliche Herangehensweise.

In der Sachfrage Nord Stream haben wir hier zahlreiche Male die
Grundüberzeugungen der Bundesregierung dargelegt.

Frage: Ich wollte fragen, ob die Bundesregierung, die Bundeskanzlerin
beziehungsweise der Außenminister an dem Standpunkt festhalten, dass Nord
Stream ein rein ökonomisches Projekt sei.

StS Seibert: Ich fange einmal an: Es ist weiterhin die Überzeugung der
Bundesregierung, dass die Erweiterung der Gaspipeline Nord Stream eine
unternehmerische Entscheidung der beteiligten Gesellschaften ist.
Selbstverständlich gelten für diese Entscheidungen hinsichtlich eines
solchen Pipelineprojekts nationale, europäische und internationale
Rechtsvorschriften, und deren Einhaltung ist sicherzustellen. Das ist die
Grundhaltung der Bundesregierung.

Natürlich kann auch eine unternehmerische Entscheidung Auswirkungen
beispielsweise auf Staaten in der Region haben. Deswegen haben wir zum
Beispiel immer sehr klar gesagt, dass es im Interesse Deutschlands und auch
anderer Mitgliedstaaten ist, dass die Ukraine auch weiterhin als
Transitland für russisches Gas eine Rolle spielen kann, und dass es wichtig
ist, dass beispielsweise Herr Sefcovic im Namen der Europäischen Kommission
gemeinsam mit Russland und der Ukraine dafür eine Lösung sucht.

Frage : Frau Adebahr, ich war auch dabei, als Herr Gabriel im Ost-Ausschuss
über dieses Thema gesprochen hat. Er meinte, die Politik sollte sich nicht
in die unternehmerischen Entscheidungen der Gaskonzerne einmischen.
Gleichzeitig hat er aber das Thema des Transits des Gases durch die Ukraine
angeschnitten. Wie passt das denn zusammen? Wenn der Gasmarkt jetzt rein
wirtschaftlich gesehen werden soll, warum sollte dann gleichzeitig der
ukrainische Transit bestehen bleiben, wenn es keinen wirtschaftlichen
Bedarf dafür geben soll?

Adebahr: Ich kann nur sagen, dass der Bundesaußenminister in seiner
Ansicht, was dieses Projekt angeht, mit dem von Herrn Seibert gerade
Dargelegten übereinstimmt. So ist es, und ich glaube, mehr gibt es dazu
hier jetzt nicht zu sagen.

Zusatzfrage : Warum soll der ukrainische Transit denn bestehen bleiben?

Adebahr: Das ist eine Frage, zu der ich in Hinsicht auf die Frage, wie die
Bundesregierung Nord Stream 2 bewertet, von hier aus nichts Weiteres
ausführen kann und möchte. Herr Seibert hat, glaube ich, alles zu diesem
Projekt und der Haltung dazu gesagt.

Frage : Ich glaube, Frau Steffen weiß schon, was auf sie zukommt. - Es
steht noch eine Stellungnahme der Bundesregierung gegenüber dem
Bundesverfassungsgericht zum Thema Vorratsdatenspeicherung unter besonderer
Berücksichtigung des EuGH-Urteils von vor einem Jahr aus. Da würde ich
natürlich gerne erstens wissen, wie weit Sie sind, und zweitens, zu welcher
Bewertung Sie denn gegebenenfalls gekommen sind, falls Sie die denn bereits
abgeschlossen haben.

Steffen: Herr Kollege, wie Sie wissen, sind Klagen hinsichtlich des
Gesetzes über die Einführung einer Speicherpflicht und einer
Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten beim Bundesverfassungsgericht
anhängig. Mit Blick auf das laufende Verfahren kann ich mich hierzu also
nicht äußern. Unsere Prüfung dauert immer noch an.

Freitag, 12. Januar 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 12. Januar 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/01/2018-01-12-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Januar 2018 
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





FORSCHUNG/1109: Ankunft im ewigen Eis - EDEN-ISS-Gewächshaus erreicht die Antarktis (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 11.01.2018

Ankunft im ewigen Eis: EDEN-ISS-Gewächshaus erreicht die Antarktis



"Jetzt mit der Entladung an der Schelfeiskante sind wir im Aufbau", sagt
EDEN-ISS-Projektleiter Daniel Schubert. "Wir konnten es kaum erwarten,
nachdem wir als vierköpfiges Aufbauteam bereits vor Weihnachten unsere Füße
auf den antarktischen Kontinent gesetzt haben." In den nächsten Wochen
errichtet das Team vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) das
für extreme Umwelten konzipierte Gewächshaus nur 400 Meter von der
deutschen Neumayer-Station III in der Antarktis. Diese wird durch das
Alfred-Wegener-Institut (AWI) betrieben, das zusammen mit dem DLR das
EDEN-ISS-Projekt realisiert. Die Antarktis ist das ideale Testgelände für
die Gemüsezucht ohne Erde mit künstlichem Licht in einem abgeschlossenen
System, in dem sämtliches Wasser recycelt wird und keine Pestizide und
Insektizide benötigt werden. Der Testlauf soll die Kultivierung von
Nutzpflanzen in Wüsten sowie Gebieten mit tiefen Temperaturen auf der Erde
wie auch für zukünftige bemannte Missionen zu Mond und Mars demonstrieren.
Über den Hashtag #MadeInAntarctica kann die Mission auf Twitter, Facebook
und Instagram verfolgt werden.

Weihnachten und Silvester im Licht der Mitternachtssonne


Da sich das Gewächshaus einige Tage auf dem Seeweg verspätete, erlebte das
DLR-Team zunächst wie es sich anfühlt, weiße Weihnachten und die
Silvesternacht im Licht der Mitternachtssonne zu erleben. "Weihnachten
haben wir zusammen mit der AWI-Mannschaft in der Station verbracht.", sagt
Schubert. "Es war ein besonderer Moment, nachts um eins auf dem Dach der
Station zu stehen und die Aussicht zu genießen. Man muss um diese Uhrzeit
immer noch Sonnencreme benutzen. So stark scheint die Sonne dann noch." Da
für alle aktuell 50 Bewohner der Neumayer-Station III die Weltzeit gilt,
begrüßten sie das neue Jahr eine Stunde später als in Deutschland. "Mit der
Sonne über dem Horizont, mussten wir uns erst einmal klar machen, dass
gerade ein neues und für uns unglaublich spannendes Jahr beginnt",
beschreibt DLR-Forscher Paul Zabel seine Eindrücke. "Ein Feuerwerk gab es
nicht, weil es schlicht in der Antarktis nicht erlaubt ist, aber wir haben
alle gemeinsam auf 2018 und die bevorstehende gemeinsame Forschung
angestoßen."

Ambitionierter Zeitplan



Viel Zeit bleibt den Forschern um Daniel Schubert vom DLR-Institut für
Raumfahrtsysteme nun nicht, um das in Containern integrierte Gewächshaus
funktionstüchtig zu machen. "Nachdem die zwei Containerteile von der
Schelfeiskante zur Station geschleppt und auf dem vorinstallierten Gerüst
zusammengesetzt sind, müssen wir schnell mit der Inneneinrichtung
beginnen", erklärt Schubert. "Regale müssen eingerichtet, Pumpen für die
Nährlösung installiert und Spezial-LEDs für die optimale Beleuchtung
kalibriert werden. Dann soll bereits die Aussaat beginnen." Bereits Mitte
Februar heißt es dann für Daniel Schubert sowie seine zwei Team-Kollegen
Conrad Zeidler und Matthew Bamsey die Rückreise über Kapstadt nach
Deutschland anzutreten, wenn eines der letzten Flugzeuge die
Neumayer-Station III verlässt. Zurück bleibt Paul Zabel, der sich in den
Monaten der Überwinterung um die Pflanzenzucht im polaren Winter kümmert.
"Wenn wir pünktlich Anfang Februar aussähen, hoffe ich Ende März die ersten
Salate und Radieschen ernten zu können", freut sich Zabel.

Vom 21. Mai bis zum 22. Juli schafft es die Sonne in der Gegend der
Neumayer-Station III, die bei rund 70 Grad südlicher Breite liegt, nicht
mehr über den Horizont und die Temperaturen können bis unter minus 40 Grad
Celsius fallen. "Es wird sicher eine Bereicherung des Speiseplans, wenn
Paul unsere Vorratskost mit frischem Gemüse direkt aus dem Gewächshaus
ergänzt", sagt Bernhard Gropp vom AWI, der ab Februar 2018 die
Stationsleitung für die kommende Überwinterungssaison übernimmt. Während
der Überwinterung 2018 wird ein 10-köpfiges Team, bestehend aus
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen, Ingenieuren, einer Köchin und
eines Arztes auf der Neumayer-Station III leben.

"Wir sind interessiert, ob sich ein positiver psychologischer Effekt mit
der frischen Kost erzielen lässt", so Gropp. In der Sommersaison von
November bis Februar erfolgt in drei bis vierwöchigen Abständen eine
Versorgung mit frischem Obst, Gemüse und Salat aus Südafrika auf dem
Luftweg. Die letzte Frischproviantlieferung gelangt Ende Februar zur
Station. Danach gab es bisher bis zum kommenden November keinen frischen
Salat, frische Tomaten und Gurken. Der Betrieb des EDEN-ISS-Gewächshauses
in der Antarktis ist zunächst bis Dezember 2018 geplant.

Von Bremen über Kapstadt in die Antarktis



Nach dem Probebetrieb am Bremer DLR-Institut für Raumfahrtsysteme hatte der
Spezial-Gewächshauscontainer am 8. Oktober 2017 auf einem Frachtschiff den
Hamburger Hafen in Richtung Kapstadt verlassen. Dort wurde er Mitte
November auf ein südafrikanisches Forschungsschiff verladen, das am 3.
Januar 2018 das antarktische Ekström-Schelfeis erreichte. "Von der
Schelfeiskante schleppten wir das Container-Gewächshaus noch einmal rund 20
Kilometer mit Pistenbullys zur Neumayer- Station III", berichtet Daniel
Schubert. Er und seine EDEN-ISS-Teamkollegen erreichten bereits am 18.12.
von Kapstadt aus zunächst die russische Station Novo, von der aus sie mit
einem Flugzeug des AWI am 21.12. zur deutschen Neumayer-Station III
gelangten.

Made in Antarctica: Pflanzenzucht ohne Erde mit künstlichem Licht


Aeroponik ist das Zauberwort für die nun bald beginnende Gärtnerei unter
antarktischen Bedingungen. Bei dieser Technik werden Pflanzen ohne Erde
steril kultiviert und deren Wurzeln computergesteuert mit einem 
Wasser-Nährstoffgemisch besprüht sowie die Blätter mit Spezial-LEDs optimal
beleuchtet. "Die Luft im Gewächshaus passen wir ebenfalls den Bedürfnissen
der Pflanzen bestmöglich an. So wird der CO2-Gehalt gesteigert und wir
reinigen mit speziellen Filtern die Luft von Pilzspuren und Keimen bis hin
zur Luftsterilisation mittels UV-Strahlung, womit eine rein biologische
Züchtung ohne Insektizide und Pestizide möglich ist", erklärt Projektleiter
Schubert. " Wie auf einer Raumstation hat das Gewächshaus einen vollständig
geschlossenen Luftkreislauf, inklusive einer Schleuse, durch die Paul Zabel
Tag für Tag das Gewächshaus betreten wird. Der geschlossene Kreislauf
ermöglicht zudem, sämtliches Wasser, das die Pflanzen an die Luft abgeben,
wieder aufzufangen und ihnen erneut zuzuführen.

Internationale Zusammenarbeit bei EDEN-ISS



Das Projekt EDEN-ISS wird in Zusammenarbeit mit dem Alfred-Wegener-Institut
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) im Rahmen einer
Überwinterungsmission auf der deutschen Neumayer-Station III in der
Antarktis realisiert. Damit das Gewächshaus in der Antarktis funktioniert,
arbeiten unter der Leitung des DLR zahlreiche weitere internationale
Partner in einem Forschungskonsortium zusammen: Wageningen University and
Research (Niederlande), Airbus Defense and Space (Deutschland), LIQUIFER
Systems Group (Österreich), National Research Council (Italien), University
of Guelph (Kanada), Enginsoft (Italien), Thales Alenia Space Italia
(Italien), AeroCosmo (Italien), Heliospectra (Schweden), Limerick Institute
of Technology (Irland), Telespazio (Italien) sowie die University of
Florida (USA). Finanziert wird das Projekt aus Mitteln des Europäischen
Forschungsrahmenprogramms Horizon 2020 unter der Projektnummer 636501.

Die Pressemeldung mit Bildern finden Sie unter:

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-25616/#/gallery/29461

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.01.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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ASYL/1232: Die Ergebnisse der Sondierungsverhandlungen zwischen CDU und SPD sind ernüchternd (Flüchtlingsrat NI)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

Kommentar zu den Ergebnissen der Sondierungsgespräche

Die Ergebnisse der Sondierungsverhandlungen zwischen CDU und SPD sind
ernüchternd

Kai Weber



Die Festlegung einer - innenpolitisch lange umstrittenen - Obergrenze von
180.000 - 220.000 pro Jahr (inklusive Kriegsflüchtlinge, vorübergehend
Schutzberechtigte, Familiennachzügler, Relocation, Resettlement, abzüglich
Rückführungen und freiwilligen Ausreisen künftiger Flüchtlinge und ohne
Erwerbsmigration) ist nunmehr großkoalitionäres Programm. Zur
Gewährleistung dieser Zielvorgabe gehört ein Ausbau von Frontex "zu einer
echten Grenzschutzpolizei" ebenso wie eine Externalisierung der
Flüchtlingsaufnahme im Rahmen einer Zusammenarbeit mit Herkunfts- und
Transitstaaten. Das Bekenntnis zum Grundrecht auf Asyl und zur GFK ist
wichtig, hilft aber immer weniger, wenn Flüchtlingen sich zukünftig nur
noch beschränkt darauf berufen können, weil sie an den europäischen Grenzen
abgefangen oder auf angeblich "sichere Drittstaaten" verwiesen werden.

Unter dem Strich markiert das Ergebnis der Sondierungen die endgültige
Abkehr von einer "Willkommenskultur" hin zu einer Politik der Ausgrenzung
und Abschreckung. Seit 2016 stellen wir fest, dass die Schutzquoten für die
Hauptherkunftsländer der Geflüchteten sinken, nicht weil sich die Situation
vor Ort verbessert hätte - in vielen Ländern (etwa Afghanistan) ist das
Gegenteil der Fall - , sondern weil das Bundesamt die Kriterien der
Anerkennung verschärft hat. Das "Downgrading" des Schutzstatus für die
meisten syrischen Flüchtlinge - vom Flüchtlingsstatus zum subsidiären
Schutz - ging einher mit der Aussetzung des Familiennachzugs für zwei
Jahre. Das Ergebnis: Weniger Integration, mehr Rechtsunsicherheit,
zerrissene Familien.

Nun soll der Ausschluss des Familiennachzugs weiter verlängert werden. Ab
Juli 2018 sollen dann bundesweit 1000 Familienangehörige pro Monat zu
Geflüchteten mit subsidiärem Schutz die Erlaubnis erhalten, nach
Deutschland zu kommen. Bei rund 60.000 Familienangehörigen von subsidiär
Geschützten bedeutet dies, dass ein Nachzug dieser Personen in fünf Jahren
noch nicht abgeschlossen sein wird, und es kommen ja neue Flüchtlinge
hinzu. Unfassbar auch der Ausschluss von Angehörigen unbegleiteter
Minderjähriger, deren schweres Schicksal ohne Eltern in Hunderten von
Eingaben bundesweit beklagt wird. Erkauft wird diese haarsträubende
Kontingentierung mit einer Einstellung der Flüchtlingsaufnahme aus Italien
und Griechenland, wo mehr als 4.000 Familiennachzugsangehörige, die bereits
einen Rechtsanspruch auf die Familienzusammenführung in Deutschland haben,
vergeblich auf ein legales Visum warten. Was für ein Armutszeugnis!

Die kontingentierte Zulassung eines Familiennachzugs mit Einschränkungen
und unter Auflagen ab Juli 2018 ist nur ein Pflaster, das an der
Neuorientierung der Flüchtlingspolitik nichts ändert. Ziel der Politik ist
eine Vermeidung von Aufenthaltsverfestigung, eine zunehmende Isolation in
Lagern und eine Verschärfung des Abschiebungsregimes, verbunden mit
forcierten Anstrengungen zur Verhinderung einer Flucht nach Europa schon in
den Transitstaaten und einem Ausbau der Grenzkontrollen. Wenn die AFD
demnächst eine Entfristung des Familiennachzugsverbots im Bundestag fordern
wird. dürfen wir sicher sein, dass dies von allen anderen im Bundestag
vertretenen Parteien im Brustton der Überzeugung abgelehnt wird. Hinter den
Kulissen aber wird sich die AFD die Hände reiben: Sie regiert längst mit.

Kai Weber

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon.: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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KULTUR/421: Ergebnisse der Sondierungsgespräche sind gute Grundlage für Koalitionsverhandlungen (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

Ergebnisse der Sondierungsgespräche für den Kulturbereich sind gute
Grundlage für Koalitionsverhandlungen



Berlin, den 12.01.2018. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, begrüßt das Ergebnis der Sondierungsgespräche von
CDU, CSU und SPD. Das Ergebnis bietet eine gute und vor allem bereits
differenzierte Grundlage für Koalitionsgespräche.

Besonders erfreut hat der Deutsche Kulturrat die ausführlichen Aussagen zu
Kunst, Kultur und Medien zur Kenntnis genommen, aus denen u.a. eine engere
Verbindung der Kulturpolitik im Inland, wie im Ausland hervorgeht. Die
geplante "Agenda für Kultur und Zukunft" zu deren Themenspektrum Fragen von
Integration, Inklusion, Demografie, Digitalisierung, Gleichstellung,
Populismus, Zukunft von Arbeit und Kommunikation gehören, sieht der
Deutsche Kulturrat als Chance die gesellschaftspolitische Dimension von
Kulturpolitik zu stärken. Er wird sich in die Debatten hierzu intensiv
einbringen und zusätzliche Aspekte ergänzen.

Weiter begrüßt der Deutsche Kulturrat,

• dass die soziale Schutzbedürftigkeit von Künstlern und Kreativen in
den Blick genommen werden soll,

• dass die berufsbezogene Weiterbildung gestärkt werden soll, hier
sollte im Koalitionsvertrag zusätzlich auf Selbständige eingegangen werden,

• dass eine faire Handelspolitik geplant ist, hier wird sich der
Deutsche Kulturrat für die erforderlichen besonderen Schutzmechanismen für
den Kultur-, Medien- und Bildungssektor einsetzen,

• dass ein Nationaler Bildungsrat vorgesehen ist, um die
Bildungschancen in ganz Deutschland zu verbessern, hier wird der Deutsche
Kulturrat seine Kompetenzen aus der kulturellen Bildung, einschließlich der
Aus- und Weiterbildung für Kultur- und Medienberufe einbringen,

• dass der soziale Schutz von Selbständigen verbessert werden soll und
zugleich die bestehenden gesetzlichen Altersvorsorgesysteme für
Selbständige bestehen bleiben soll, damit soll die
Künstlersozialversicherung abgesichert werden, mit Blick auf die soziale
Absicherung Selbständiger wird der Deutsche Kulturrat seinen Sachverstand
die anstehenden Debatten einbringen,

• dass die Zivilgesellschaft gestärkt, das Gemeinnützigkeitsrechts
verbessert und Programme zur Demokratieförderung nachhaltig abgesichert
werden sollen,

• dass bürgerschaftliches Engagement gestärkt werden soll.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Die
Ergebnisse der Sondierungsgespräche für den Kulturbereich sind eine gute
Grundlage für Koalitionsverhandlungen. Dem Kulturbereich wurde bei der
Sonderung eine große Beachtung geschenkt. Das freut mich sehr! Der Deutsche
Kulturrat hat mit seinen Mitgliedern zu vielen der angesprochenen Themen
bereits konkrete, auch weitergehende, Vorschläge erarbeitet, die er in die
nun anstehenden Beratungen einbringen wird. Was lange währt, könnte jetzt
doch noch gut werden. Wir drücken die Daumen!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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BERICHT/300: G20-Proteste - es fordert ein Grundsatzurteil ... (SB)




Wir haben das als einen Putsch der Exekutive gegen die
Judikative bezeichnet. (...) Es ist ein klarer Verstoß gegen das
Prinzip der Gewaltenteilung. Ein derart eklatanter Rechtsbruch hätte
in jedem Fall zu juristischen und politischen Konsequenzen führen
müssen.

RA Martin Klingner auf der Pressekonferenz am 11. Januar 2018 in Hamburg

Um die Ereignisse beim G20-Gipfel in Hamburg angemessen zu bewerten,
bedarf es ihrer Einordnung in die Phalanx verschiedener Maßnahmen
polizeistaatlicher Ermächtigung, deren Inkraftsetzung sich in enger
zeitlicher Nähe darum herum gruppiert. Ende Mai 2017 erlangte der neue
§ 114 StGB Gesetzeskraft, der tätliche Angriffe auf
Vollstreckungsbeamte unter verschärfte Strafe stellt. Er erweitert
maßgeblich das Spektrum dessen, was als Angriff sanktioniert werden
kann, und zielt nicht zuletzt auf Formen passiven Widerstands wie auch
die pauschale Kriminalisierung ganzer Gruppen ab. Geist und Inhalt
dieses Gesetzes finden ihren Niederschlag im polizeilichen Vorgehen
gegen den Gipfelprotest wie auch in den richterlichen Haftbegründungen
und den bereits ergangenen Urteilen. Im August wurde mit
indymedia.linksunten das maßgebliche Forum verboten, in dem die
radikale Linke den Gipfel aufarbeitete und die zahlreichen
Widersprüche in der offiziellen Darstellung zur Sprache brachte. Der
unmittelbare Ertrag dieses seit langem vorbereiteten Schlags gegen die
Pressefreiheit hätte aus staatlicher Sicht nicht größer sein können
als zu diesem Zeitpunkt, vom langfristigen ganz zu schweigen.

Zu nennen ist auch das von der Großen Koalition in der vergangenen
Legislaturperiode verabschiedete BKA-Gesetz, das als Vorlage für
entsprechende Gesetze auf Landesebene dient. Baden-Württemberg hat am
15. November 2017 im Landtag eines der schärfsten Polizeigesetze
überhaupt verabschiedet, andere Bundesländer könnten folgen.
Ministerpräsident Winfried Kretschmann hatte bereits im Januar 2017
angekündigt, mit diesem Gesetz "an die Grenzen des
verfassungsrechtlich Möglichen zu gehen". Diese Grenzen werden durch
das neue Gesetzespaket tatsächlich ausgereizt, wenn nicht gar
überschritten. Darin vorgesehen sind zahlreiche datenschutzrechtlich
bedenkliche Neuerungen und eine weitere militärische Aufrüstung der
Polizei. So können Polizei und Landesverfassungsschutz künftig Chats
auch auf Messenger-Diensten wie WhatsApp, Telegram oder Signal allein
aufgrund des Verdachts, eine Person könnte in Zukunft eventuell eine
schwere Straftat begehen, mitlesen. Dabei kommt ein "Staatstrojaner"
zum Einsatz, der den Betroffenen ohne ihr Wissen auf ihr Gerät
gespielt wird. Spezialeinsatzkommandos (SEK) der Polizei dürfen
künftig unter bestimmten Umständen Explosivmittel wie Handgranaten,
Sprenggeschosse und konventionelle Sprengmittel gegen Personen
einsetzen. Die Polizei erhält darüber hinaus die Möglichkeit,
Kameraaufnahmen im öffentlichen Raum automatisch auszuwerten. In
Echtzeit können durch diese sogenannte intelligente Videoüberwachung
Verhaltensmuster erkannt werden, die "auf die Begehung einer Straftat
hindeuten". Und nicht zuletzt dürfen sogenannte Gefährder mit
Aufenthalts- und Kontaktverboten für bestimmte Orte und Personen
belegt werden. Sie können auch unter Hausarrest gestellt und zum
Tragen einer elektronischen Fußfessel gezwungen werden. [1]

Ebenso wie die Tragweite des Verbots von indymedia.linksunten wurde
auch das baden-württembergische Polizeigesetz medial allenfalls
unkritisch bis marginal weniger aufgearbeitet als vielmehr ignoriert.
Auch dies zeugt vom Ausmaß staatlicher Deutungsmacht unter Beteiligung
der Medien, denen es im Kontext der G20-Proteste eher nicht an
Informationen, wohl aber an der Bereitschaft fehlte, sie entgegen dem
aufoktroyierten Diskurs kritisch auszuwerten und damit ihrem
vorgehaltenen gesellschaftlichen Auftrag zu entsprechen, öffentliche
Kontrolle und Korrektiv der Staatsgewalten zu verkörpern. Wie sich der
Rechtsstaat den Ausnahmezustand für von ihm selbst definierte
Gefahrenlagen explizit vorbehält, so bedient er sich zu dessen
schleichender Durchsetzung aller relevanten berufsständischen
Interessen, die sich zur Ausgrenzung, Bezichtigung und Verfolgung
fundamentaloppositioneller Gesinnung und Praxis instrumentalisieren
lassen.

Soweit im Kontext der G20-Proteste von bürgerkriegsähnlichen Zuständen
in der Hansestadt die Rede sein konnte, entsprangen diese keineswegs
einer Fehleinschätzung, einem Kontrollverlust oder einem Versagen der
Staatsgewalt. Ohne einen bis ins kleinste Detail vorgeplanten oder
gesteuerten Prozeßverlauf zu unterstellen, der die bloße Möglichkeit
des Widerstands negierte, zeichnet sich doch in der kritischen Analyse
der umfassend konzipierte strategische Entwurf einer innovativen
polizeilichen Operation im urbanen Raum ab. Politisch, administrativ
und juristisch gestützt wurde ein Labor der Aufstandsbekämpfung in
Stellung gebracht, in dem das technische, taktische und personelle
Inventar und Zusammenspiel der Polizeien nicht nur erprobt, sondern
unter den realen Anforderungen einer Metropole umgesetzt wurde. Es
ging dabei nicht um eine bloße Übung, der die Rückkehr zum
ursprünglichen Zustand folgt, sondern um eine massive Verschiebung der
Grenzen hin zu einer repressiveren Staatlichkeit. Davon zeugen die
Einschüchterung des Bürgerprotests und die Kriminalisierung der
radikalen Linken, die Inhaftierungen und Urteile, die Ermittlungen und
Fahndungen der Soko Schwarzer Block.
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"Verfassungsbruch durch Hamburger Senat und Polizei beim G20-Gipfel"

Auf Einladung des Republikanischen Anwältinnen- und Anwältevereins
e.V. (RAV) und von Attac Deutschland e.V. fand am 11. Januar in der im
Hamburger Gängeviertel gelegenen Fabrique eine Pressekonferenz zum
Thema "Verfassungsbruch durch Hamburger Senat und Polizei beim
G20-Gipfel" statt. Dabei wurden vier beim Verwaltungsgericht bereits
eingereichte oder in Kürze einzureichenden Klagen erläutert, mit deren
Hilfe Camp-AnmelderInnen und Attac-AktivistInnen juristisch klären
lassen wollen, daß mehrere Versammlungsverbote und Polizeieinsätze
gegen die DemonstrantInnen rechtswidrig waren. Zunächst wurde die
Stadt Hamburg angeschrieben, sie solle die Rechtswidrigkeit dieses
Polizeivorgehens anerkennen. Es traf jedoch innerhalb der gesetzten
Frist keine Antwort ein, erst zwei Tage vor der Pressekonferenz folgte
die lapidare Nachricht, es sei nicht beabsichtigt, eine Stellungnahme
zu der erhobenen Forderung abzugeben. Deshalb wird jetzt Klage
eingereicht.

Elke Steven, die bis Herbst 2017 beim Komitee für Grundrechte und
Demokratie aktiv und während der G20-Proteste als Beobachterin auf der
Straße war, moderierte die Pressekonferenz. Sie sprach einleitend von
einem Versuch der Betroffenen, in die Offensive zu gehen und dem von
Politik und Polizei gezeichneten Bild eines Festivals der Demokratie,
das von einem Mob gestört worden sei, ein anderes Bild
entgegenzustellen. Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit sei von
Anfang an mißachtet worden, und es blieben noch immer viele
Vorgehensweisen und deren Hintergründe unaufgeklärt. Daher sei zu
hoffen, daß die angestrengten Prozesse ein wenig Licht in diese
Dunkelheit bringen. Politik und Polizei bedienten sich inzwischen wie
selbstverständlich einer Desavouierung des Protestes und der
Verunglimpfung der Protestierenden in der Öffentlichkeit, lange bevor
der Protest überhaupt beginnt: Es wird ein Narrativ durchgesetzt, daß
Gewaltbereite die Stadt in Schutt und Asche legen wollen. In
Wirklichkeit sind grundlegende Grund- und Menschenrechte in dieser
Stadt verletzt worden, so Steven. Sie erinnerte zugleich daran, daß
neben den Verletzungen des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit auch
zu diskutieren sei, wie Überwachungsmaßnahmen stattfinden dürfen,
welche polizeilichen Gewaltmittel bei Versammlungen eingesetzt werden
können, ob der Datenschutz von Demonstrierenden und Journalisten
gewahrt worden ist.
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Dieter Magsam, der seit 40 Jahren als Anwalt in Hamburg tätig und
Mitglied des RAV ist, erinnerte an den Brokdorf-Beschluß des
Bundesverfassungsgerichts, der es als ein Wesensmerkmal der Demokratie
bezeichnet hat, daß Demonstrationen da stattfinden können, wo sich der
Gegenstand des Protestes befindet. Eine 38 km² große Sperrzone im
Herzen Hamburgs, wo ein politisch umstrittenes Event stattfindet,
widerspreche dem fundamental. Es gehe nicht darum, Gewalt gegen Gewalt
aufzurechnen, sondern wegzukommen vom Anekdotenerzählen und
hinzukommen zu einer Strukturdebatte. Bei solchen Großereignissen
entwickle sich die eigenartige Dynamik, daß die vertikale
Gewaltenteilung, die nach dem Faschismus ein Strukturmerkmal deutscher
Demokratie war, daß also die Polizeihoheit bei den Ländern liegt,
durch Großeinsätze ausgehebelt wird. Daraus ergeben sich bestimmte
Gewaltdynamiken, die man aufklären muß und die in der gegenseitigen
Gewaltdebatte - dreieinhalb Jahre für die verletzte Hand eines
Polizeibeamten - völlig untergehen, so Magsam: Wir wollen eine
Diskussion über die Gewaltstruktur solcher Einsätze und eine
demokratische Kontrolle der Polizei. Wenn das, was hier passiert ist,
unkommentiert und unwidersprochen bleibt, trägt das zum Abbau des
Rechtsstaats bei.
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Polizei verhindert Antikapitalistisches Camp

Der Hamburger Rechtsanwalt Martin Klingner stellte die Klage der
Antikapitalistischen Camp AG vor, die er im Kontext des Gipfels
vertreten hat und weiterhin vertritt. Die Klage richtet sich dagegen,
daß Polizei, Versammlungsbehörde und Senat die Durchführung dieses
Camps in Hamburg verhindert haben. Es war ursprünglich geplant, ein
Camp für bis zu 10.000 Menschen im Hamburger Stadtpark durchzuführen,
das zwei Funktionen haben sollte: Zum einen den Menschen, die nach
Hamburg kommen, um gegen den G20-Gipfel zu protestieren, die
Möglichkeit zu geben, zu übernachten und mit Essen versorgt zu werden.
Diese Möglichkeit sei in Hamburg verweigert und verwehrt worden. Zum
anderen sollte das Camp ein politisches Ereignis mit Workshops,
Versammlungen und Kundgebungen zu all den Themen sein, die zu G20
gehören. Auch dies sei unmöglich gemacht worden. Demnach war die Stadt
von Anfang an nicht bereit, mit der Camp AG in ein Gespräch
einzutreten, ob und wo ein solches Camp stattfinden kann. Die Linie
war von vornherein, daß es kein solches Camp geben werde, so Klingner:
Wir mußten uns an die Versammlungsbehörde wenden, die erklärte, sie
sei nicht zuständig, das Bezirksamt müsse entscheiden, da es keine
Versammlung, sondern eine Sondernutzung sei. Das Bezirksamt lehnte ab,
da der Stadtpark eine geschützte Grünanlage sei. Bekanntlich fand
einige Monate später dort das Rolling-Stones-Konzert statt. Wir mußten
den dornigen Weg durch neun gerichtliche Instanzen gehen, um eine
Entscheidung zu bekommen, die dann zu spät kam. Es sei dann ein
alternativer Ort in Entenwerder im Stadtteil Rothenburgsort gefunden
worden, aber das Camp auch dort verhindert worden. Dabei lag eine
positive Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vor, wonach
Versammlungsrecht im Zweifel auch bei einem solchen Camp anwendbar und
die Versammlungsbehörde zuständig sei. Diese habe die Anmelder jedoch
über Monate ignoriert und dann behauptet, es dürfe in einem solchen
Camp nicht übernachtet werden. Zudem lag die im Eilverfahren erwirkte
Erlaubnis des Verwaltungsgerichts vor, daß das Camp in Entenwerder
stattfinden dürfe. Dennoch habe die Polizei das Betreten des Geländes
vor Ort verhindert. Wir haben das damals schon als einen Putsch der
Exekutive gegen die Judikative bezeichnet, wenn ein Gericht
entscheidet, daß eine Versammlung durchgeführt wird, und die Polizei
das verhindert, so der Hamburger Anwalt. Dies sei ein klarer Verstoß
gegen das Prinzip der Gewaltenteilung, und ein derart eklatanter
Rechtsbruch hätte in jedem Fall zu juristischen und politischen
Konsequenzen führen müssen. Erst Mitte der Gipfelprotestwoche
entschied dann das Oberverwaltungsgericht im Eilverfahren, daß die
Auflage der Polizei, es dürfe nicht gezeltet werden, rechtswidrig sei.
Dies sei aber so spät gekommen, daß das Camp in der ursprünglich
geplanten Form nicht mehr möglich war. Ungeachtet der juristischen
Erfolge gegen die Verhinderung des Camps hätten Polizei und
Versammlungsbehörde auf der faktischen Ebene ihr Ziel erreicht. Nun
solle vor dem Verwaltungsgericht geklärt werden, daß die polizeiliche
Blockade in Entenwerder, die Verfügung, daß dort nicht gezeltet werden
darf, und der nächtliche Einsatz gegen Personen in Zelten mit
Pfefferspray und Schlagstöcken rechtswidrig war. Es sei eine
exemplarische Klage für die weiteren Rechtsverstöße, die es in der
Folge gegeben habe.








qqq.jpg DSC_0027.JPG

BU:

Protestcamp als Soziallabor fürs Selbermachen

Foto: © 2018 by Schattenblick

BUBL:
Transpi 'Die Zukunft beginnt hier! Selbstbestimmt selbstorganisiert gleichberechtigt' - Foto: © 2018 by Schattenblick

Fred Lion, der zu den Anmeldern des Camps gehörte, ergänzte diese
Ausführungen um die Presseerklärung der Nachbereitungsgruppe des
Antikapitalistischen Camps, die hier in Auszügen wiedergeben wird.
Allen Beteiligten sei von Anfang an klar gewesen, daß es ein zentral
gelegenes Camp geben muß, um allen angereisten AktivistInnen einen
Schlafplatz und die nötige Unterstützung zu bieten. Hierfür sollte ein
Ort geschaffen werden, der an sich schon Ausdruck des Protestes und
eines gesellschaftlichen Gegenentwurfs wäre. Es sollte eine dauerhafte
Kundgebung sein, frei von Rassismus, Sexismus und kapitalistischen
Verwertungsinteressen, nachhaltig und solidarisch. Er sollte nicht nur
die Ablehnung des herrschenden Systems zur Schau stellen, sondern auch
eine bessere Alternative aufzeigen. Doch schon Ende April sei bekannt
geworden, daß die Stadt Hamburg kein Protestcamp dulden werde.
Innensenator Grote habe erklärt, daß er jeden Versuch eines Camps, zu
dem natürlicherweise das Übernachten gehört, verhindern werde. Dieser
Weisung folgend habe die Versammlungsbehörde wochenlang jedes Gespräch
verweigert. Wer sich kein überteuertes Hotelzimmer leisten konnte, war
zum Fest der Demokratie nicht eingeladen. Nachdem das zähe juristische
Tauziehen endlich letztinstanzlich gewonnen war, standen wir am
Sonntag, den 2. Juli am Kompromißort Entenwerder, ein Urteil in
Händen, das klar und deutlich ein Camp mit Schlafzelten genehmigt
hatte, so Lion. Polizeichef Dudde setzte sich jedoch über einen
gültigen Gerichtsbeschluß hinweg und riegelte die Fläche ohne
rechtliche Grundlage ab. Nach mehreren Stunden Schikanen wurde die
Fläche dann plötzlich freigegeben, allerdings mit der nicht
rechtskräftigen Auflage, daß keine Schlafzelte aufgebaut werden
dürften. Später habe die Polizei das Gelände gestürmt, auf dem sich
etwa 300 Personen befanden. Scholz, Grote und Dudde hätten deutlich
gezeigt, daß kritische Stimmen und Protest hier in Hamburg keinen
Platz haben. Wir hoffen, mit unserer Klage den offensichtlichen
Rechtsbruch endgültig rechtsstaatlich feststellen zu lassen, so Fred
Lion.

Galerie
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Schikanen zermürben Durchführung des Camps in Altona

Die seit 1985 in Hamburg tätige Anwältin Ulrike Donat hat sich seit
langem auch im Zusammenhang mit Brokdorf und den Castortransporten mit
Versammlungsrecht befaßt. Wie sie hervorhob, müsse die
Versammlungsfreiheit des Grundgesetzes, der Europäischen
Menschenrechtskonvention, der OSZE und der UNO-Charta erhalten
bleiben. Sie sei indessen in Deutschland seit der Wende ein Mythos,
und was in Hamburg geschehen sei, vernichtet die Versammlungsfreiheit.
Deshalb sei ihr ein Anliegen, das vor Gericht herauszuarbeiten. Das
Camp im Volkspark Altona lag weit außerhalb der
Versammlungsverbotszone, es wurde frühzeitig angemeldet, die Camp AG
versuchte, mit der Stadt ins Gespräch zu kommen, stieß jedoch auf
totalen Boykott, so Donat.
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Wie Carsten Orth, einer der Anmelder des Camps in Altona, berichtete,
habe er lange Erfahrungen in der bundesweiten Organisierung von
Protestcamps. So etwas wie bei G20 habe er in dieser Form jedoch nie
zuvor erlebt. Hinhaltetaktik, Verschiebung auf verschiedene Flächen
und Behinderung beim Aufbau der genehmigten Infrastruktur hätten das
Camp in der ursprünglich geplanten Form verhindert. Wir mußten
Lieferanten vertrösten, sie wurden beim Herauffahren auf das Camp
gefilzt und behindert, auch die VersammlungsteilnehmerInnen wurden
gefilzt und kontrolliert, so Orth.
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Ulrike Donat verwies des weiteren auf die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts, daß Protestcamps der Versammlungsfreiheit
unterliegen, was im Eilverfahren zu Stadtpark und Entenwerder noch
einmal betont worden sei. Das BVerfG warf auch die Frage auf, welche
kostenträchtige Infrastruktur wie etwa Rasenschutz verlangt werden
darf. Das sei jedoch angesichts der durchgängigen Bereitschaft der
Anmelder, sich über die Infrastruktur zu verständigen, eigentlich kein
Problem gewesen. Es sei jedoch ständig zu neuen Übergriffe gekommen,
die Sicherheitsbehörden hätten die Herrschaft über
verfassungsrechtlich garantierte Grundfreiheiten übernommen: Sie
weigerten sich, im Vorfeld zu kooperieren, die Verfassung so zu
interpretieren, wie es die Gerichte tun, und sie haben dann, als sie
es nicht verhindern konnten, die Menschen mit Schikanen zermürbt, so
Donat. Hier sei ein Umbau der Sicherheitsarchitektur im Gange, der die
verfassungsrechtlich garantierten Grundfreiheiten aushebelt und der
Polizei die Direktive überantwortet. Der nachträgliche Versuch, dies
mittels eines Kontextes zu den Rondenbarg-Ereignissen zu
rechtfertigen, sei ebenso absoluter Unfug wie die Kriminalisierung der
Rondenbarg-Demonstration in Totalität. Es gelte, der extrem
bedenklichen medialen Herrschaft der Polizei die Wirklichkeit
entgegenzusetzen, so Donat.
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Jagdszenen und Gewaltanwendung gegen zivilen Ungehorsam

Bei der dritten Klage geht es um den Tag des zivilen
Ungehorsams und den Umgang mit Gruppen wie speziell dem Roten Finger
der Demonstrierenden. Sabine Lassauer, die seit einigen Jahren bei
Attac-Köln und seit letztem Jahr auch im bundesweiten
Attac-Koordinierungskreis aktiv ist, berichtete als Betroffene von
ihren Erfahrungen in Hamburg. Sie sei dort mit zwei anderen
Attac-Aktiven aus Köln unterwegs gewesen, um die G20-Kritik auf die
Straße zu bringen: G20 steht für Wachstumsideologie, Profitstreben und
Konkurrenzdenken. In der Klimapolitik einigen sich die G20 auf
Formelkompromisse, treiben aber gleichzeitig die CO²-Emissionen voran.
In der Entwicklungspolitik geht es nicht darum, ärmeren Ländern
beispielsweise in Afrika zu helfen, sondern neue Märkte für das
Kapital zu schaffen. Diese Kritik wollten wir laut, friedlich und
gewaltfrei auf die Straße tragen, so Lassauer. Der Protest sei bereits
im Vorfeld erschwert und kriminalisiert, dann von der Hör- und
Sichtweite des Gipfels ferngehalten worden. Deswegen hätten sie sich
entschlossen, an den Blockaden mitzuwirken.

Am Freitagmorgen versuchten vier Finger, unabhängig voneinander auf
Protokollstrecken von Gipfelteilnehmern zu gelangen. Der Rote Finger
sei bereits an seinem Startpunkt am Berliner Tor kurzfristig gekesselt
worden, konnte dann aber in Richtung Außenalster losziehen, wo der
Fahrtweg Trumps blockiert werden sollte. An der Sechslingspforte
versperrte die Polizei die Straße mit quergestellten Fahrzeugen und
griff den Demonstrationszug ohne Auflösungsverfügung sofort mit
Schlagstöcken, Pfefferspray und Tritten an. Wie Lassauer anhand von
zwei Videoeinspielungen zeigte, sei ihr auf dem Boden liegender
Begleiter zuvor von Polizisten geschlagen worden und gegen ein
Verkehrsschild geknallt. Sie selbst habe nur noch versucht
wegzukommen, dabei jedoch zuerst Pfefferspray ins Gesicht, dann einen
Schlag auf den Hinterkopf und zuletzt einen Schlag oder Tritt in den
Rücken bekommen, worauf sie ganz zu Boden gegangen sei. Sie habe eine
Platzwunde am Kopf davongetragen, die im Krankenhaus genäht werden
mußte. Ihr Begleiter habe sehr viel Pfefferspray abbekommen, das trotz
Behandlung im Krankenhaus noch den ganzen Tag nachwirkte, außerdem
anhaltende Schmerzen von Tritten in den Rücken verspürt.
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Wie ihr Anwalt Dieter Magsam dazu in juristischer Hinsicht ausführte,
schütze Art. 8 Grundgesetz friedliche Demonstrationen. Blockaden, wie
sie hier als Zeichen des zivilen Ungehorsams geplant waren, seien
friedliche Demonstrationen. Es gebe eine Tendenz der Polizei, bereits
solche Blockadeaktionen als unfriedlich und damit schon jenseits des
Demonstrationsrechtes anzusiedeln. Dem habe zuletzt das
Verwaltungsgericht in Stuttgart eine Absage erteilt, wo es um
S21-Gegner ging. Zudem müßten aber auch verbotene Demonstrationen
aufgelöst werden. Selbst wenn man die Verbotszone in Hamburg für
rechtmäßig erachten würde, handelte es sich bei dem roten Finger mit
seinen Transparenten eindeutig um eine Demonstration. Solange sie
nicht aufgelöst sei, dürfe keinerlei staatliche Exekutive gegen die
Teilnehmer ausgeübt werden. Das sei ständige Rechtsprechung des
BVerfG, da gebe es keine zwei Meinungen.

Bereits in der Verbotsverfügung seien die Finger berücksichtigt
worden, wobei im Zusammenhang mit ihnen keinerlei Gewalttätigkeit
prognostiziert wurde. In die Demonstrationsverbotszone einzudringen,
sei vielleicht eine Ordnungswidrigkeit gewesen. Weil dieser Konflikt
voraussehbar war und die Polizeiführung das auch wußte, hätten die
Polizisten vor Ort angewiesen werden müssen, die Auflösung der
Demonstration korrekt durchzuführen. Statt dessen sei es zur Anwendung
nackter Gewalt, zu Jagdszenen gekommen. Das könne man so nicht stehen
lassen. Wir wollen wissen, wie dieser Polizeieinsatz vorbereitet wurde
und wie man versucht, diese Gewaltanwendung gegen friedliche Menschen
zu rechtfertigen, so Magsam.
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Drei Attac-Veranstaltungen in der Verbotszone untersagt

Die vierte Klage wird von der Frankfurter Anwältin Waltraut Verleih
für Attac erhoben. Es geht dabei um drei Veranstaltungen, die in der
Verbotszone angemeldet, aber dort nicht zugelassen wurden. Bei den
"gefährlichen" Gegenständen habe es sich in einem Fall um Luftballons,
aufblasbare Weltkugeln und eine drei Meter große Kunststoffattrappe
gehandelt. Die Veranstaltung "Neoliberalismus ins Museum" sollte als
satirische Performance das Wirtschaftssystem Neoliberalismus als
abgehalftert und ins Museum gehörend anprangern. Die Veranstaltung
"Wachstumswahn läßt Erde platzen" sollte eine Performance sein, bei
der eine Erdkugel nach der anderen aufgeblasen wird, bis sie platzt.
Die Veranstaltung "Freihandel als Fluchtursache" gemeinsam mit dem
Hamburger Flüchtlingsrat sollte den genannten Zusammenhang deutlich
machen. Alle drei Veranstaltungen wurden unter Verweis auf die
Allgemeinverfügung untersagt. Das sei ein Verstoß gegen die
Versammlungsfreiheit, Meinungsfreiheit und Kunstfreiheit sowie
allgemeinen Persönlichkeitsrechte und Handlungsfreiheiten. Auf dem
Prüfstand werde stehen, ob die Versammlungsbehörde mit dem Notstand,
den die Polizei vorgegeben hat, diese Verfügung erlassen durfte, und
wie es um die polizeiliche Gefahrenprognose bestellt war. Aufgrund
ihrer Akteneinsicht in die Allgemeinverfügung kenne sie die zwei dort
genannten Beispiele: Eines der Anschlag einer Initiative gegen ein
Jobcenter nahe der polnischen Grenze, wo es hieß: "Wir sehen uns in
Hamburg!" Das andere ein Wikipediaauszug, welche Anschläge es auf
US-Präsidenten seit dem 18. Jahrhundert gegeben hat. Im
Hauptsacheverfahren könne die Polizei nicht mehr rudimentär vortragen,
sondern werde ihre Gefahrenprognose belegen müssen. Man wird uns mit
Sperrvermerken und Verschlußsachen konfrontieren, wir werden also auf
diversen Nebenschauplätzen kämpfen, sie müssen sich daher auf lange
Verfahren einstellen, so die Anwältin.
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Achim Heier von Attac-Hamburg fügte ergänzend hinzu, daß man die
Versammlungen ersatzweise am Rande der Verbotszone durchgeführt habe,
um sich nicht vollständig verdrängen zu lassen. Attac habe sich an
allen drei großen Aktionen beteiligt, am Alternativgipfel, an den
Aktionen zivilen Ungehorsams und an der Großdemonstration mit 75.000
Menschen. Wir sind davon überzeugt, daß diese Proteste in ihrer
Gesamtheit erheblich zur Erkenntnis vieler Menschen beigetragen haben,
daß die G20 die Probleme dieser Welt nicht lösen, sondern durch ihre
Politik noch verschärfen, so Heier.
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Langer Atem beim Gang durch die Instanzen

Die vielzitierte Aufklärung und Aufarbeitung der Ereignisse beim
Protest gegen den G20-Gipfel in Hamburg findet seitens Politik und
Polizei nicht statt, sie wird im Gegenteil fortgesetzt behindert und
blockiert. In der Hamburger Bürgerschaft verhinderte eine Mehrheit den
von der Linksfraktion geforderten Untersuchungsausschuß und ließ
lediglich einen Sonderausschuß mit eingeschränkten Rechten zu. Dieser
sieht sich mit fragmentarischen und in wesentlichen Passagen
geschwärzten Akten abgespeist wie er auch keine Zeugenaussagen der
politisch und polizeilich Verantwortlichen veranlassen kann. Der auf
der Pressekonferenz vorgestellte Ansatz, die Rechtswidrigkeit der
monierten Maßnahmen auf dem Klageweg feststellen zu lassen, wird einen
langen Atem brauchen. Sollte es zum Gang durch alle Instanzen bis zum
Bundesverfassungsgericht und notfalls nach Straßburg kommen, werden
bis zu zehn Jahre darüber vergehen. Wie Martin Klingner denn auch
hervorhob, könne allein mit juristischen Mitteln die angestrebte
Aufklärung nicht erzwungen werden. Deshalb versuche man über den
Einbezug der Medien Öffentlichkeit zu schaffen.
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Fußnote:

[1] www.imi-online.de/2017/12/14/neues-polizeigesetz-in-baden-wuerttemberg/
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TREFF/213: Bochum - "Die Sache mit der Türkei", Informationstag an der Evangelischen Hochschule am 16.1.


idw - Pressemitteilung: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe

"Die Sache mit der Türkei"

Informationstag an der Evangelischen Hochschule in Bochum



"Die Sache mit der Türkei": Am Dienstag, 16. Januar 2018, lädt die
Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH RWL) in Bochum
Interessierte zum Informationstag ein. Referenten sind von 14 bis
17.30 Uhr Ismail Küpeli (Ruhr-Universität Bochum) und Betül Havva
YÕlmaz (Johannes Gutenberg-Universität Mainz).

Bereits seit einigen Jahren häufen sich in deutschen Medien
irritierende Meldungen über teils erschütternde Ereignisse in der
Türkei: Die Niederschlagung von Protesten, der Umbau des politischen
Systems, ein Putschversuch, die Verhaftung von Parlamentsabgeordneten
und Bürgermeister_innen, die Säuberung von Militär, Schulen und
Verwaltung, die politische und militärische Konfrontation an der
syrischen und irakischen Grenze, die Förderung von Islamisten und
deren militärische Unterstützung in Syrien und vor allem ein brutaler
Krieg "gegen den Terror" im Südosten des Landes markieren Höhepunkte
einer gewaltsamen Neuausrichtung der türkischen Politik.

Zugleich mehren sich in den deutsch-türkischen Beziehungen in jüngster
Zeit auch Hinweise auf ein zunehmendes zwischenstaatliches
Zerwürfnis, das unter anderem in der Gewährung von politischem Asyl
für hochrangige, unter Putsch-Verdacht stehende türkische Militärs,
Diplomaten und Staatsfunktionäre in der BRD und dem Abzug der
deutschen Luftwaffe aus der Türkei gipfelt.

Auch auf der Ebene der Wissenschaft hinterlassen die Ereignisse ihre
Spuren: In der Türkei verlieren Wissenschaftler_innen ihre Jobs und
15 Hochschulen werden geschlossen. 5000 Angestellte türkischer
Hochschulen sind bis zum Frühjahr entlassen worden. Für die
entlassenen Wissenschaftler_innen entwickelt sich die BRD offenbar zum
Hauptaufnahmeland. Auch die EvH RWL unterhält Kontakte zu Hochschulen
in der Türkei.

Auf Grundlage der Vorträge von Ismail Küpeli (Ruhr-Universität Bochum)
und Betül Havva YÕlmaz (Johannes Gutenberg-Universität Mainz) soll im
Rahmen eines Informationstags am Dienstag, 16. Januar 2016, von 14
bis 17.30 Uhr über folgende Fragen nachgedacht und diskutiert werden:


	Wie erklären sich die aktuellen Entwicklungen in der Türkei vor dem Hintergrund der Geschichte der Republik?

	Welche Ziele verfolgt die regierende AKP unter Präsident Erdogan?

	Welche Ziele verfolgt(e) die deutsche Türkeipolitik, und wie erklären sich die zunehmenden Spannungen der beiden Staaten?

	Was waren die Ursachen für die Entlassungswellen an türkischen Hochschulen, und wie ist die Lage der betroffenen Wissenschaftler_innen heute?

	Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung mit ihrer "Hochschuldiplomatie"? Lassen sich daraus Konsequenzen für den Umgang der EvH mit Kolleg_innen und Partnerhochschulen aus der Türkei ableiten?



Ismail Küpeli ist Politikwissenschaftler und Historiker an der Ruhr-
Universität Bochum. Er analysiert die Konflikte in der Türkei, im
Nahen-und Mittleren Osten. Küpeli schreibt für deutsche Tages- und
Wochenzeitungen, gibt Interviews und hält Vorträge. Derzeit schreibt
er eine Dissertation über die kurdischen Aufstände in der Türkei der
1920er und 30er Jahre am Institut für Diaspora- und Genozidforschung
der RUB.

Betül Havva Yilmaz ist Literaturwissenschaftlerin. Sie hat ihre Arbeit
an einer türkischen Universität verloren, weil sie den "Aufruf der
Akademikerinnen für den Frieden" unterschrieben hat. Inzwischen lebt
Yilmaz in Tübingen und promoviert an der Universität in Mainz im Fach
Translations-, Sprach- und Kulturwissenschaft. Auch hier in
Deutschland engagiert sie sich gegen die Maßnahmen der türkischen
Regierung und wirbt für Solidarität mit Aktivist_innen, die in der
Türkei mit der Verfolgung durch Polizei und Justiz rechnen müssen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.evh-bochum.de/artikel/informationstag-zur-politischen-lage-in-der-tuerkei.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, MA Julia Gottschick, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1584: Bewertung der Sondierungsergebnisse (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 12.1.2018

Bewertung der Sondierungsergebnisse



Nach einer ersten Analyse der Sondierungsergebnisse kommen der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB) und seine Mitgliedsgewerkschaften zu der
Einschätzung:

Im Vergleich zu den Jamaika-Verhandlungen enthält dieses Ergebnis weit mehr
Substanz für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Dazu gehören die
Stabilisierung der Rente, die Wiederherstellung der Parität in der
gesetzlichen Krankenversicherung, die Stärkung von Bildung und die
Verbesserung der Pflege. Auch die Vorschläge für ein solidarisches und
soziales Europa sind ein wichtiger Schritt.

Im Rahmen von Koalitionsverhandlungen muss es bei erkennbaren
Schwachpunkten Verbesserungen geben, um die Herausforderungen der digitalen
Transformation zu gestalten. Das betrifft insbesondere eine stärkere
Akzentuierung von Zukunftsinvestitionen mit einer soliden Finanzierung, und
die Förderung von sicherer Arbeit und Tarifbindung.

Mit den Sondierungsergebnissen im Einzelnen wird sich der
DGB-Bundesvorstand in der kommenden Woche beschäftigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin

Telefon: 030.24 060-211, Telefax:030.24 060-324

E-Mail presse.bvv@dgb.de

Internet: http://www.dgb.de
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SCHACH-SPHINX/06445: Winzigkeit der Gladiatoren (SB)


Die Arena der beiden Gladiatoren ist winzig, gerade mal
daumennagelgroß, und doch sollte die Winzigkeit nicht darüber
hinwegtäuschen, daß hier mit allen erdenklichen Mitteln der Kunst viel
bewegt wird - Schachcomputer im Clinch miteinander. Immer schon
stellte es einen Reiz für die Hersteller der kleinen Denkapparate dar,
ihre Erzeugnisse im Duell gegeneinander auf die Probe zu stellen. Wohl
schwang da immer auch ein Funke Entdeckerstolz mit. Die Schlag- und
Denkkraft ihrer kleinen Schützlinge zu testen, war sekundär und
nebensächlich, der innovative Nutzen unbedeutend. Trotzdem ließen es
sich die Computerfirmen nicht nehmen, zwecks Werbung und Steigerung
des Renommees diese neue, eigenartige Hybridform des Schachspiels ins
Leben zu rufen. Entmenschlichung des Schachspiels warfen die Kritiker
ihnen wiederholt vor, doch der Trend ließ sich nicht mehr aufhalten.
Zu schön war es, zu sehen, welches Computerprogramm den Schritt in
Richtung Künstliche Intelligenz am weitesten gegangen war. Im heutigen
Rätsel der Sphinx besiegte 'Elite Glasgow' seinen Retortenbruder
'Conchess T' recht überzeugend im Mattangriff. Theoretisch ohne Wert,
zeigt der Verlauf der Partie dennoch, daß auch Computer
Kinderkrankheiten durchmachen. Conchess, mit den schwarzen Steinen
spielend, hatte bereits zwei Figuren eingebüßt und wurde nun in drei
Zügen mattgesetzt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06445: Winzigkeit der Gladiatoren (SB)]



Conchess T - Elite Glasgow


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer gegen ein risikofreudiges Gambit spielt, sollte Besonnenheit ganz
oben auf seine Prioritätenliste setzen, sonst ergeht es ihm wie
unserem Schachfreund Bascau, der nach 1...Td8xd4! 2.e3xd4 Sc6xd4 3.Db3-
d1 Dc7-f4! angesichts der Mattdrohung auf f2 nicht bereit war, seine
Dame für nichts zu opfern und daher lieber gleich aufgab.



Erstveröffentlichung am 19. Januar 2005

14. Januar 2018
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MELDUNG/351: Niedersachsen - Kostenlose Kastration von Katzen soll Tierleid lindern (NDSML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 10. Januar 2018

Mitteilung der Landesbeauftragten für Tierschutz, Michaela Dämmrich

Kostenlose Kastration von Katzen soll Tierleid lindern

Land zahlt 200.000 Euro für Projekt mit Tierärztekammer, Tierärzten und
Tierschutzverbänden - "Kastration und Registrierung wirksame Mittel gegen
Katzenelend"



HANNOVER. Rund zwei Millionen verwilderte Hauskatzen leben aktuell in
Deutschland, allein 200.000 davon gibt es in Niedersachsen, so Schätzungen
des Deutschen Tierschutzbundes. Das Problem obdachloser Katzen verschärft
sich durch unkontrollierte Vermehrung von Jahr zu Jahr. Die
Landesbeauftragte für Tierschutz, Michaela Dämmrich, startet jetzt
gemeinsam mit der Tierärztekammer Niedersachsen eine landesweite
Kastrationsaktion, um dem wachsenden Katzenelend zu begegnen. "Die Katzen
sind oftmals abgemagert und scheu, leiden unter Wurmbefall, Parasiten und
Verletzungen durch Rangkämpfe. Infektionskrankheiten können sich bei den
geschwächten Tieren schnell ausbreiten", so die
Landestierschutzbeauftragte.

Gemeinsam mit der Tierärztekammer, dem Bund praktizierender Tierärzte und
zwei Tierschutzorganisationen hat die Landestierschutzbeauftragte ein
Bündnis initiiert, das zu der Aktion aufruft und diese finanziell
unterstützt. Die Kastrationsaktion läuft vom 15. Januar bis 15. März 2018.
In dieser Zeit können Tierschutzvereine, Tierheime und Betreuer von
kontrollierten Katzenfutterstellen freilebende Hauskatzen, denen kein
Besitzer und keine Halterin zugeordnet werden kann, kostenlos von einer
Tierärztin oder einem Tierarzt kastrieren lassen. Anschließend werden die
Katzen per Mikrochip gekennzeichnet und im Haustierregister registriert.
Die Tierarztpraxen bekommen die Kosten auf Antrag erstattet.

Obdachlose freilebende Katzen sind Hauskatzen, die ausgesetzt wurden oder
entlaufen sind, den Bezug zum Menschen verloren haben und oftmals in
vielfacher Generation geboren wurden. "Die landesweite Kastrationsaktion
soll helfen, die zukünftigen Populationen verwilderter Katzen einzudämmen
und damit das Katzenelend zu verringern. Wir haben es hier mit einem
erheblichen Tierschutzproblem zu tun. Deshalb unterstützen wir erstmalig
eine Aktion dieser Größenordnung und hoffen auf eine rege Beteiligung",
sagte Agrarministerin Barbara Otte-Kinast. Das Ministerium fördert das
Projekt mit insgesamt 200.000 Euro.

Die Tierärztekammer Niedersachsen übernimmt die gesamte Abwicklung des
Projektes und die Abrechnung mit den Tierarztpraxen. "Tierärzte wissen von
der Not der ausgesetzten verwilderten Katzen und dem hohen Aufwand, den
diese bei der Behandlung in der Praxis verursachen", sagte Dr. Uwe
Tiedemann, Präsident der Tierärztekammer Niedersachsen. "Eine Katze kann
zweimal im Jahr bis zu sieben Junge bekommen. Bei unkontrollierter
Vermehrung wachsen so schnell Populationen von Hunderten von Katzen heran.
Die Kastration ist das einzige wirksame Mittel, um dies zu verhindern."

Die Tierärztekammer verwaltet den Förderfonds, in den die Projektmittel
fließen. Der Landesverband des Deutschen Tierschutzbundes sowie deren
Bundesverband und die Tierschutzorganisation Tasso stocken den Fonds mit
weiteren jeweils 15.000 Euro auf. "Die Aktion ist ein wichtiger und
hoffentlich nachhaltiger Schritt, den Katzenschutz in Niedersachsen zu
verbessern. Gleichwohl sind die Kommunen aufgerufen, mit eigenen
Katzenschutzverordnungen dem Tierleid wild lebender Katzen
entgegenzuwirken", sagt Michaela Dämmrich.

Möglich wird die Aktion auch durch die Unterstützung des Landesverbandes
des Bundes praktizierender Tierärzte, der dem Aktionsbündnis ebenfalls
angehört. Denn die beteiligten Tiermediziner verzichten auf 25 Euro ihrer
Behandlungskosten pro Tier. "Wir sehen, wie groß der Bedarf in
Niedersachsen ist und dass die Tierheime und Tierschutzvereine oftmals an
ihre finanziellen Grenzen bei der Betreuung der Tiere stoßen. Daher leisten
wir gerne unseren Beitrag, damit dieses Projekt Erfolg hat", sagte Dr.
Frank Mergenthal, stellvertretender Vorsitzender des Landesverbandes
Niedersachsen. Die Kosten für die Kastration, Kennzeichnung und
Registrierung eines weiblichen Tieres betragen 140 Euro, für die eines
Katers 85 Euro.

Nach der Kastration werden die behandelten Katzen per Mikrochip
gekennzeichnet und bei Findefix, dem Haustierregister des Deutschen
Tierschutzbundes oder beim Haustierregister von Tasso e.V. registriert.
"Damit ist eine rechtlich eindeutige Zuordnung der Katzen gesichert und es
werden Doppeloperationen verhindert", so die Tierschutzbeauftragte. Ziel
sei es, in dem achtwöchigen Projektzeitraum rund 2.600 Tiere kastrieren zu
lassen.

Wenn ein Tier zur Kastration abgegeben wird, bestätigen die Überbringer
schriftlich, dass es sich um freilebende Tiere, denen kein Besitzer
zuzuordnen ist, handelt. Nach der Operation übernehmen die
Katzenbetreuerinnen die Nachpflege - bis es der Gesundheitszustand der
Katzen zulässt, sie an ihrem angestammten Ort wieder frei zu lassen. Im
Ausnahmefall ist auch eine Weitervermittlung über die Tierheime ist
möglich.

"Mit dem Kastrationsprojekt wollen wir auch Tierheime und Tierschutzvereine
bei der Betreuung von freilebenden Katzen finanziell entlasten. Aktuell
haben sie oftmals nicht die dringend notwendige Unterstützung der Kommunen,
in deren Aufgabenbereich eigentlich die Betreuung obdachloser Katzen
fällt", so Dämmrich. Dieter Ruhnke, Vorsitzender des Landesverbandes des
Deutschen Tierschutzbundes, ergänzt: "Um einen nachhaltigen Katzenschutz zu
erreichen, sind die Kommunen aufgerufen, eine Kastrationsverpflichtung für
Katzen einzuführen, denen von ihren Haltern Freigang gewährt wird. Der
Freigang unkastrierter Hauskatzen ist als Ursache der unkontrollierten
Vermehrung anzusehen."

Durch eine Verordnung des Landes können seit März 2017 Städte und Gemeinden
bei Hauskatzen mit Freigang die Registrierung und Kastration mittels
eigener Verordnung auf Grundlage des Tierschutzgesetzes vorschreiben, wenn
in ihrem Gebiet größere Katzenpopulationen obdachloser Katzen vorhanden
sind.


Weitere Informationen, Teilnahmebedingungen etc. finden sich unter:


www.tknds.de und unter www.ml.niedersachsen.de

(Tierschutz/Landesbeauftragte).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 5 vom 10.01.2018

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Calenberger Straße 2, 30169 Hannover

Telefon: (0511) 120 - 2095/2135/2136/2137, Telefax: (0511) 120 - 23 82

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: https://www.ml.niedersachsen.de
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